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1 Satzung � Bund 3

1 Satzung der Piratenpartei Deutschland

beschlossen durch die Gründungsversammlung am 10. September 2006, geändert durch den Bun-

desparteitag am 19./20. Mai 2007, am 17./18. Mai 2008, am 3./4./5. Oktober 2008 und am 4./5.

Juli 2009.

Abschnitt A: Grundlagen

� 1 - Name, Sitz und Tätigkeitsgebiet

(1) 1Die Piratenpartei Deutschland (PIRATEN) ist eine Partei im Sinne des Grund-
gesetzes der Bundesrepublik Deutschland und des Parteiengesetzes. 2Sie vereinigt
Piraten ohne Unterschied der Staatsangehörigkeit, des Standes, der Herkunft, der
ethnischen Zugehörigkeit, des Geschlechts, der sexuellen Orientierung und des Be-
kenntnisses, die beim Aufbau und Ausbau eines demokratischen Rechtsstaates
und einer modernen freiheitlichen Gesellschaftsordnung geprägt vom Geiste so-
zialer Gerechtigkeit mitwirken wollen. 3Totalitäre, diktatorische und faschistische
Bestrebungen jeder Art lehnt die Piratenpartei Deutschland entschieden ab.

(2) 1Die Piratenpartei Deutschland führt einen Namen und eine Kurzbezeichnung.
2Der Name lautet: Piratenpartei Deutschland. 3Die o�zielle Abkürzung des Par-
teinamens lautet: PIRATEN. 4Landesverbände führen den Namen Piratenpartei
Deutschland verbunden mit dem Namen des jeweiligen Bundeslandes.

(3) Der Sitz der Partei ist Berlin.

(4) Das Tätigkeitsgebiet der Piratenpartei Deutschland ist die Bundesrepublik
Deutschland.

(5) Die in der Piratenpartei Deutschland organisierten Mitglieder werden geschlechts-
neutral als Piraten bezeichnet.

� 2 - Mitgliedschaft

(1) Mitglied der Piratenpartei Deutschland kann jeder Deutsche im Sinne des
Grundgesetzes und jede Person mit Wohnsitz in Deutschland werden, die das 16.
Lebensjahr vollendet hat und die Grundsätze sowie die Satzung der Piratenpartei
Deutschland anerkennt.
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(2) 1Mitglied der Piratenpartei Deutschland können nur natürliche Personen sein.
2Die Bundespartei führt ein zentrales Piratenverzeichnis.

(3) 1Die gleichzeitige Mitgliedschaft in der Piratenpartei Deutschland und bei ei-
ner anderen (mit ihr im Wettbewerb stehenden) Partei oder Wählergruppe ist
nicht ausgeschlossen. 2Die Mitgliedschaft in einer Organisation oder Vereinigung,
deren Zielsetzung den Zielen der Piratenpartei Deutschland widerspricht, ist nicht
zulässig.

� 3 - Erwerb der Mitgliedschaft

(1) 1Die Mitgliedschaft in der Piratenpartei Deutschland wird auf Grundlage dieser
Satzung erworben. 2Die Mitgliedschaft wird zunächst unmittelbar bei der Bunde-
spartei erworben. 3Nach der Gründung niederer Gliederungen wird

1. die Mitgliedschaft bei der niedrigsten Parteigliederung erworben, die den nach
Abs. 3 Satz 2 bestimmten Wohnort umfasst.

2. jeder Pirat entsprechend seinem angezeigten Wohnsitz automatisch Mitglied
dieser Gliederung.

(2) 1Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand der zuständigen Gliederung,
so lange die Satzung der Gliederung nichts anderes bestimmt. 2Die Ablehnung
des Aufnahmeantrags muss dem/der BewerberIn gegenüber schriftlich begründet
werden.

(2a) 1Jeder Pirat gehört grundsätzlich der Parteigliederung an, in dessen Zustän-
digkeitsgebiet er seinen Wohnsitz hat. 2Bei nachvollziehbaren Gründen, die den
Organisationsinteressen nicht entgegen stehen, kann der Pirat die Zugehörigkeit
in einer Parteigliederung seiner Wahl frei bestimmen. 3Der Antrag zur Aufnahme
in eine andere Gliederung erfolgt in Schriftform und wird von der nächsthöheren
Gliederung entschieden. 4Ein ablehnender Bescheid muss in Schriftform begründet
werden und kann im Einspruchsverfahren zur letzten Entscheidung dem Schieds-
gericht vorgelegt werden.

(2b) 1Mit der Aufnahme in eine andere Gliederung verliert der Pirat das aktive und
passive Wahlrecht in der alten Gliederung. 2Eventuell bekleidete Posten müssen
freigegeben werden. 3Doppelmitgliedschaften sind unzulässig.

(3) 1Die Aufnahme setzt voraus, dass der/die BewerberIn im Bereich der aufneh-
menden Gliederung einen Wohnsitz hat und nicht schon Pirat ist. 2Hat ein Pirat
mehrere Wohnsitze, bestimmt er selbst, wo er Pirat ist.

(4) 1Bei einem Wohnsitzwechsel in das Gebiet einer anderen Gliederung geht die
Mitgliedschaft über. 2Der Pirat hat den Wohnsitzwechsel unverzüglich der dem
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neuen Wohnsitz entsprechenden niedrigsten Gliederung anzuzeigen.

(5) Über Aufnahmeanträge von Deutschen, die ihren Wohnsitz auÿerhalb Deutsch-
lands haben, entscheidet der Bundesvorstand.

(6) Jeder Pirat erhält einen Mitgliedsausweis.

� 4 - Rechte und P�ichten der Piraten

(1) 1Jeder Pirat hat das Recht und die P�icht, im Rahmen dieser Satzung und
der Satzung seines Landesverbandes die Zwecke der Piratenpartei Deutschland zu
fördern und sich an der politischen und organisatorischen Arbeit der Piratenpartei
Deutschland zu beteiligen. 2Jeder Pirat hat das Recht an der politischen Willens-
bildung, an Wahlen und Abstimmungen im Rahmen der Satzung teilzunehmen.
3Ein Pirat kann nur dort in den Vorstand eines Gebietsverbandes gewählt werden,
in der er seinen der Partei angezeigten Wohnsitz hat (Passives Wahlrecht). 4Eine
Ämterkumulation ist nur in den Fällen zulässig, in denen die Mitgliederversamm-
lung der Gliederung dies für den konkreten Einzelfall explizit beschlieÿt.

(2) 1Interna können per mehrheitlichem Beschluss als Verschlusssache deklariert
werden. 2Über Verschlusssachen ist Verschwiegenheit zu wahren. 3Verschlusssachen
können per mehrheitlichem Beschluss von diesem Status befreit werden.

(3) Alle Piraten haben gleiches Stimmrecht.

(4) 1Die Ausübung des Stimmrechts ist nur möglich, wenn der Pirat seinen der
Partei angezeigten Wohnsitz im Gebietsverband hat und mit seinen Mitgliedsbei-
trägen nicht mehr als drei Monate im Rückstand ist. (Aktives Wahlrecht)

(5) 1Jeder Pirat ist jederzeit zum sofortigen Austritt aus der Partei berechtigt
(Schriftform und Unterschrift erforderlich). 2Bereits bezahlte Beiträge werden nicht
zurückerstattet.

� 5 - Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austritt, Verlust oder Aberkennung der
Wählbarkeit oder des Wahlrechts, Aufgabe des Wohnsitzes in Deutschland bei
Ausländern oder dem Ausschluss aus der Partei.

(2) 1Bei Beendigung der Mitgliedschaft ist der Mitgliedsausweis zurückzugeben.
2Ein Anspruch auf Rückzahlung von Beiträgen besteht nicht.
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� 6 - Ordnungsmaÿnahmen

(1) Verstöÿt ein Pirat gegen die Satzung oder gegen Grundsätze oder Ordnung der
Piratenpartei Deutschland und fügt ihr damit Schaden zu, so können folgende Ord-
nungsmaÿnahmen verhängt werden: Verwarnung, Verweis, Enthebung von einem
Parteiamt, Aberkennung der Fähigkeit ein Parteiamt zu bekleiden, Ausschluss aus
der Piratenpartei Deutschland.

(2) Ein Pirat kann nur dann ausgeschlossen werden, wenn er vorsätzlich gegen die
Satzung oder erheblich gegen die Grundsätze oder die Ordnung der Piratenpartei
Deutschland verstöÿt und ihr damit schweren Schaden zufügt.

(3) 1Die in Absatz 1 genannten Ordnungsmaÿnahmen bis auf den Ausschluss
werden vom Bundesvorstand angeordnet. 2Die Satzungen niederer Gliederungen
können dementsprechende ergänzende Regelungen tre�en. 3Den Antrag auf Aus-
schluss stellt der Bundesvorstand beim nach der Schiedsgerichtsordnung zuständi-
gen Schiedsgericht, das hierüber entscheidet. 4Die Berufung an ein Schiedsgericht
höherer Stufe ist zu gewährleisten. 5In dringenden und schwerwiegenden Fällen,
die sofortiges Eingreifen erfordern, kann der Vorstand der Partei oder eines Ge-
bietsverbandes ein Mitglied von der Ausübung seiner Rechte bis zur Entscheidung
des Schiedsgerichts ausschlieÿen. 6Der Vorstand muss dem Mitglied den Beschluss
der Ordnungsmaÿnahme in Schriftform unter Angabe von Gründen mitteilen und
ihm auf Verlangen eine Anhörung gewähren.

(4) Die Mitgliedschaft ruht im Falle eines Ausschlusses bis zum Abschluss eines
möglichen Berufungsverfahrens.

(5) Die parlamentarischen Gruppen der Piratenpartei Deutschland sind gehalten,
einen rechtskräftig ausgeschlossenen oder einen ausgetretenen Piraten aus ihrer
Gruppe auszuschlieÿen.

(6) 1Verstöÿt ein Gebietsverband schwerwiegend gegen die Grundsätze oder die
Ordnung der Piratenpartei Deutschland sind folgende Ordnungsmaÿnahmen gegen
nachgeordnete Gebietsverbände sind möglich: Au�ösung, Ausschluss, Amtsenthe-
bung des Vorstandes nachgeordneter Gebietsverbände. 2Als schwerwiegender Ver-
stoÿ gegen die Ordnung und die Grundsätze der Partei ist es zu werten, wenn die
Gebietsverbände die Bestimmungen der Satzung beharrlich missachten, Beschlüsse
übergeordneter Parteiorgane nicht durchführen oder in wesentlichen Fragen gegen
die politische Zielsetzung der Partei handeln. 3Die Ordnungsmaÿnahmen werden
vom Vorstand eines höheren Gebietsverbandes getro�en. 4Die Mitgliederversamm-
lung des die Ordnungsmaÿnahme tre�enden Gebietsverbandes hat die Ordnungs-
maÿnahme am nächsten Parteitag mit einfacher Mehrheit zu bestätigen, ansonsten
tritt die Maÿnahme auÿer Kraft. 5Gegen die Ordnungsmaÿnahme ist die Anrufung
des nach der Schiedsgerichtsordnung zuständigen Schiedsgerichtes zuzulassen.



1 Satzung � Bund 7

(7) Über die Ordnungsmaÿnahmen i.S.d. � 6 Absatz 6 entscheidet der Bundespar-
teitag auf Antrag des Bundesvorstandes mit einfacher Mehrheit.

� 7 - Gliederung

(1) 1Die Piratenpartei Deutschland gliedert sich in Landesverbände. 2Die Landes-
verbände können nach ihren örtlichen Bedürfnissen Untergliederungen scha�en.
3Innerhalb der staatsrechtlichen Grenzen eines Landes gibt es nur einen Landes-
verband.

(2) Die weitere Untergliederung der Landesverbände erfolgt in Orts-, Kreis- und
Bezirksverbände, die deckungsgleich mit den politischen Grenzen der Regierungs-
bezirke, Kreise, kreisfreien Städte und Gemeinden sind.

(3) Gebietsverbände und Auslandsgruppen sollen sich nicht wirtschaftlich betäti-
gen, ausgenommen hiervon sind der Bundesverband und die Landesverbände.

� 8 - Bundespartei und Landesverbände

(1) 1Die Landesverbände sind verp�ichtet, alles zu tun, um die Einheit der Pi-
ratenpartei Deutschland zu sichern, sowie alles zu unterlassen, was sich gegen die
Grundsätze, die Ordnung oder das Ansehen der Piratenpartei Deutschland richtet.
2Sie haben auch ihre Organe zu einer gleichen Verhaltensweise anzuhalten.

(2) Verletzen Landesverbände, ihnen nachgeordnete Gebietsverbände oder Organe
diese P�ichten, ist der Bundesvorstand berechtigt und verp�ichtet, die Landesver-
bände zur Einhaltung dieser P�ichten aufzufordern.

� 9 - Organe der Bundespartei

(1) Organe sind der Vorstand, der Bundesparteitag, das Bundesschiedsgericht und
die Gründungsversammlung.

(2) Die Gründungsversammlung tagt nur einmal, und zwar am 10.09.2006.

� 9a - Der Bundesvorstand

(1) Der Bundesvorstand besteht aus dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vor-
sitzenden, dem Schatzmeister, sowie 4 weiteren Mitgliedern.

(2) 1Der Bundesvorstand vertritt die Piratenpartei Deutschland nach innen und
auÿen. 2Er führt die Geschäfte auf Grundlage der Beschlüsse der Parteiorgane.
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(3) Die Mitglieder des Bundesvorstands werden vom Bundesparteitag mindestens
einmal im Kalenderjahr gewählt. Der Bundesvorstand bleibt bis zur Wahl eines
neuen Bundesvorstands im Amt.

(4) 1Der Bundesvorstand tritt mindestens zweimal jährlich zusammen. 2Er wird
vom Bundesvorsitzenden oder bei dessen Verhinderung von einem seiner Stellver-
treter schriftlich mit einer Frist von zwei Wochen unter Angabe der Tagesordnung
und des Tagungsortes einberufen. 3Bei auÿerordentlichen Anlässen kann die Ein-
berufung auch kurzfristiger erfolgen.

(5) Auf Antrag eines Zehntels der Piraten kann der Bundesvorstand zum Zusam-
mentritt aufgefordert und mit aktuellen Fragestellungen befasst werden.

(6) Der Bundesvorstand beschlieÿt über alle organisatorischen und politischen Fra-
gen im Sinne der Beschlüsse des Bundesparteitages bzw. der Gründungsversamm-
lung.

(7) 1Der Bundesvorstand gibt sich eine Geschäftsordnung und verö�entlicht diese
angemessen. 2Sie umfasst u.a. Regelungen zu:

1. Verwaltung der Mitgliederdaten und deren Zugri� und Sicherung

2. Aufgaben und Kompetenzen der Vorstandsmitglieder

3. Dokumentation der Sitzungen

4. virtuellen oder fernmündlichen Vorstandssitzungen

5. Form und Umfang des Tätigkeitsberichts

6. Beurkundung von Beschlüssen des Vorstandes

7. Die genaue Amtsbezeichnung der weiteren Mitglieder nach (1)

(8) Die Führung der Bundesgeschäftsstelle wird durch den Vorstand beauftragt
und beaufsichtigt.

(9) 1Der Bundesvorstand liefert zum Parteitag einen schriftlichen Tätigkeitsbericht
ab. 2Dieser Umfasst alle Tätigkeitsgebiete der Vorstandsmitglieder, wobei diese in
Eigenverantwortung des Einzelnen erstellt werden. 3Wird der Vorstand insgesamt
oder ein Vorstandsmitglied nicht entlastet, so kann der Bundesparteitag oder der
neue Vorstand gegen ihn Ansprüche gelten machen. 4Tritt ein Vorstandsmitglied
zurück, hat dieser unverzüglich einen Tätigkeitsbericht zu erstellen und dem Vor-
stand zuzuleiten.

(10) 1Tritt ein Vorstandsmitglied zurück bzw. kann dieses seinen Aufgaben nicht
mehr nachkommen, so geht seine Kompetenz wenn möglich auf ein anderes Vor-
standsmitglied über. 2Der Bundesvorstand gilt als nicht handlungsfähig, wenn
mehr als zwei Vorstandsmitglieder zurückgetreten sind oder ihren Aufgaben nicht
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mehr nachkommen können oder wenn die Posten des Vorsitzenden, Generalsekre-
tärs oder des Schatzmeisters unbesetzt sind oder wenn der Bundesvorstand sich
selbst für handlungsunfähig erklärt. 3In einem solchen Fall ist schnellstmöglich ei-
ne auÿerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen und vom restlichen Bun-
desvorstand zur Weiterführung der Geschäfte eine kommissarische Vertretung zu
ernennen. 4Diese endet mit der Neuwahl des gesamten Vorstandes.

(11) Tritt der gesamte Vorstand geschlossen zurück oder kann seinen Aufgaben
nicht mehr nachkommen, so führt der dienstälteste Landesverbandsvorstand kom-
missarisch die Geschäfte bis ein von ihm einberufener auÿerordentlicher Parteitag
schnellstmöglich stattgefunden und einen neuen Bundesvorstand gewählt hat.

� 9b - Der Bundesparteitag

(1) Der Bundesparteitag ist die Mitgliederversammlung auf Bundesebene.

(2) 1Der Bundesparteitag tagt mindestens einmal jährlich. Die Einberufung erfolgt
aufgrund Vorstandsbeschluss oder wenn ein Zehntel der Piraten es beantragen.
2Der Vorstand lädt jedes Mitglied per Brief oder Fax mindestens 6 Wochen vorher
ein. Es gilt per Brief das Datum des Poststempels, per Fax der mit Datum und Un-
terschrift vom Versender bestätigte Sendebericht. Ist eine Faxnummer bekannt, so
wird per Fax eingeladen, sonst per Brief. Ist eine E-Mail-Adresse bekannt, so kann
vorher per E-Mail eingeladen werden. Die reguläre Einladung kann entfallen, wenn
das Mitglied den Empfang der E-Mail spätestens 6 Wochen vor dem Bundespartei-
tag bestätigt hat. 3Die Einladung hat Angaben zum Tagungsort, Tagungsbeginn,
vorläu�ger Tagesordnung und der Angabe, wo weitere, aktuelle Verö�entlichungen
gemacht werden, zu enthalten. 4Spätestens 2 Wochen vor dem Parteitag sind die
Tagesordnung in aktueller Fassung, die geplante Tagungsdauer und alle bis dahin
dem Vorstand eingereichten Anträge im Wortlaut zu verö�entlichen.

(3) 1Ist der Bundesvorstand handlungsunfähig, kann ein auÿerordentlicher Bunde-
sparteitag einberufen werden. 2Dies geschieht schriftlich mit einer Frist von zwei
Wochen unter Angabe der Tagesordnung und des Tagungsortes. 3Er dient aus-
schlieÿlich der Wahl eines neues Vorstandes.

(4) Der Bundesparteitag nimmt den Tätigkeitsbericht des Bundesvorstandes ent-
gegen und entscheidet daraufhin über seine Entlastung.

(5) Der Bundesparteitag beschlieÿt über die Schiedsgerichtsordnung und die Fi-
nanzordnung, die Teil dieser Satzung sind.

(6) 1Über den Parteitag, die Beschlüsse und Wahlen wird ein Ergebnisprotokoll
gefertigt, das von der Protokollführung, der Versammlungsleitung und dem neu
gewählten Vorsitzenden oder dem stellvertretenden Vorsitzenden unterschrieben
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wird. 2Das Wahlprotokoll wird durch den Wahlleiter und mindestens zwei Wahl-
helfer unterschrieben und dem Protokoll beigefügt.

(7) 1Der Bundesparteitag wählt zwei Rechnungsprüfer, die den �nanziellen Teil des
Tätigkeitsberichtes des Vorstandes vor der Beschlussfassung über ihn prüfen. 2Das
Ergebnis der Prüfung wird dem Parteitag verkündet und zu Protokoll genommen.
3Danach sind die Rechnungsprüfer aus ihrer Funktion entlassen.

(8) 1Der Bundesparteitag wählt mindestens zwei Kassenprüfer. 2Diesen obliegen
die Vorprüfung des �nanziellen Tätigkeitsberichtes für den folgenden Bundespar-
teitag und die Vorprüfung, ob die Finanzordnung und das PartG eingehalten wird.
3Sie haben das Recht, kurzfristig Einsicht in alle �nanzrelevanten Unterlagen zu
verlangen, die ihnen dann vollständig zu übergeben sind. 4Sie sind angehalten, etwa
zwei Wochen vor dem Bundesparteitag die letzte Vorprüfung der Finanzen durch-
zuführen. 5Die Amtszeit der Kassenprüfer ist deckungsgleich mit der Amtszeit der
Mitglieder des Bundesvorstandes.

� 10 - Bewerberaufstellung für die Wahlen zu Volksvertretungen

(1) Für die Aufstellung der Bewerber für Wahlen zu Volksvertretungen gelten
die Bestimmungen der Wahlgesetze und der Satzungen der Bundespartei und der
zuständigen Gebietsverbände.

(2) Landeslistenbewerber sollen ihren Wohnsitz im entsprechenden Bundesland
haben, Kreisbewerber im entsprechenden Wahlkreis.

� 11 - Zulassung von Gästen

(1) Der Bundesparteitag, der Bundesvorstand und die Gründungsversammlung
können durch Beschluss Gäste zulassen.

(2) Ein Stimmrecht haben die Gäste nicht.

� 12 - Satzungs- und Programmänderung

(1) 1Änderungen der Bundessatzung können nur von einem Bundesparteitag mit
einer 2/3 Mehrheit beschlossen werden. 2Besteht das dringende Erfordernis einer
Satzungsänderung zwischen zwei Parteitagen, so kann die Satzung auch geändert
werden, wenn mindestens 2/3 der Piraten sich mit dem Antrag/den Anträgen auf
Änderung schriftlich einverstanden erklären.

(2) Über einen Antrag auf Satzungsänderung auf einem Bundesparteitag kann nur
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abgestimmt werden, wenn er mindestens vier Wochen vor Beginn des Bundespar-
teitages beim Bundesvorstand eingegangen ist.

(3) Die Regelungen aus Absatz 1 und 2 gelten ebenso für eine Änderung des
Programms der Piratenpartei Deutschland.

� 13 - Au�ösung und Verschmelzung

(1) Die Au�ösung der Bundespartei oder ihre Verschmelzung mit einer anderen
Partei kann nur durch einen Beschluss des Bundesparteitages mit einer Mehrheit
von 3

4
der zum Bundesparteitag Stimmberechtigten beschlossen werden.

(2) Die Au�ösung eines Landesverbandes kann durch einen Beschluss des Bundes-
parteitages mit einer Mehrheit von 3

4
der zum Bundesparteitag Stimmberechtigten

beschlossen werden.

(3) Ein Beschluss über Au�ösung oder Verschmelzung muss durch eine Urabstim-
mung unter den Piraten bestätigt werden. Die Piraten äuÿern ihren Willen im
Zusammenhang mit der Urabstimmung schriftlich.

(4) Über einen Antrag auf Au�ösung oder Verschmelzung kann nur abgestimmt
werden, wenn er mindestens vier Wochen vor Beginn des Bundesparteitages beim
Bundesvorstand eingegangen ist.

(5) Die Landesverbände haben eine Bestimmung in ihrer Satzung aufzunehmen,
wonach Beschlüsse über ihre Au�ösung oder Verschmelzung zur Rechtskraft der
Zustimmung eines Bundesparteitages bedürfen.

� 14 - Verbindlichkeit dieser Bundessatzung

(1) Die Satzungen der Landesverbände und ihrer Untergliederungen müssen mit
den grundsätzlichen Regelungen dieser Satzung übereinstimmen.∗

� 15 - Parteiämter

(1) 1Die nicht beru�ich ausgeübten Funktionen und Tätigkeiten in der Piratenpar-
tei Deutschland sind Ehrenämter. 2Eine Vergütung für ehrenamtliche Tätigkeit ist
ausgeschlossen.

(2) Notwendige Kosten und Auslagen, die einem Amtsträger, einem beauftragten
Piraten oder einem Bewerber bei ö�entlichen Wahlen, durch Ausübung des Amtes,

∗Absatzzähler �amtlich�.
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des Auftrages oder der Kandidatur erwachsen, werden auf Antrag mit entsprechen-
den Nachweisen erstattet.

(3) 1Höhe und Umfang der Erstattungen werden vom Bundesvorstand und von
den Landesverbänden für ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereich einheitlich gere-
gelt. 2Abweichende Regelungen der nachgeordneten Gliederungen dürfen die Re-
gelungen des Landesverbandes nicht überschreiten.

Abschnitt B: Finanzordnung

� 1 - Geschäftsjahr

(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.∗

� 2 - Mitgliedsbeitrag

(1) Der Mitgliedsbeitrag beträgt regelmäÿig 36 e pro Kalenderjahr und ist zum
1.1. eines jeden Jahres fällig.

(2) 1Bei Ein- oder Austritt im Laufe eines Jahres ist der zu entrichtende Mitglieds-
beitrag mit 3 e pro Monat zu berechnen. 2Die Berechnung des Mitgliedsbeitrags
erfolgt in diesem Fall monatsgenau, beginnend mit dem Monat in dem der Ein-
oder Austritt statt�ndet.

(3) 1Auf begründeten Antrag eines Beitrittswilligen kann der Bundesvorstand den
Beschluss fassen, für diese Person einen individuellen, niedrigeren Mitgliedsbeitrag
festzusetzen, oder ganz auf einen selbigen zu verzichten. 2Der Beschluss besitzt nur
Gültigkeit für ein Kalenderjahr.

(4) Der Mitgliedsbeitrag ist an den für das Mitglied zuständigen Landesverband
zu entrichten, bzw. wird von diesem eingezogen.

(5) 1Der Mitgliedsbeitrag ist vom zuständigen Landesverband aufzuteilen. 240%
des Beitrags erhält der Bundesverband, 5% erhält der Bundesverband zur Weiter-
gabe an die PP-International bzw. die Europäische Piratenpartei.

(6) 1Ist in der Satzung des Landesverbandes keine weitergehende Verteilungsrege-
lung getro�en, gilt folgender Verteilungsschlüssel. 2Der Landesverband erhält 25%.
3Der für das Mitglied zuständige Kreisverband erhält 15%. 4Der für das Mitglied
zuständige Ortsverband erhält 20%.

(7) 1Sollte im Falle einer Aufteilung nach Abs. 6 kein für das Mitglied zuständi-

∗Absatzzähler �amtlich�.
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ger Ortsverband existieren, fällt der ihm zustehende Anteil an den Kreisverband.
2Gleiches gilt für einen nicht existierenden zuständigen Kreisverband.

(8) Die Piratenpartei emp�ehlt ihren Mitgliedern zusätzlich zum Mitgliedsbeitrag
eine freiwillige Spende in Höhe von 1% ihres Jahresnettoeinkommens.

� 3 - Verzug und Mahnung

(1) Ein Mitglied be�ndet sich im Verzug, wenn der Mitgliedsbeitrag nicht zur
Fälligkeit entrichtet wurde.

(2) 1Im Falle des Verzuges ruht die Mitgliedschaft des Mitglieds bis zur Zahlung.
2Das Mitglied verliert dadurch sein Stimmrecht auf Versammlungen aller Gliede-
rungen.

(3) 1Be�ndet sich ein Mitglied trotz 3-facher Mahnung jeweils im Abstand von
wenigstens 14 Tagen und einer jeweils angemessenen Fristsetzung weiterhin im
Verzug, so ist dies als Austrittserklärung zu werten und die Mitgliedschaft aufzu-
lösen.

� 4 - Kassen- und Kontoführung

(1) Alle ordentlich gegründeten Gebietsverbände sind zur eigenständigen Kassen-
und Kontoführung berechtigt.

(2) Verzichtet ein Verband auf dieses Recht, so ist die Kassen- und Kontoführung
vom nächstübergeordneten Verband, der dieses Recht wahrnimmt, zu übernehmen.

(3) Barkassen sind zu vermeiden.

(4) Die Kassen- und Kontoführung hat den Grundsätzen ordnungsgemäÿer Buch-
führung zu folgen.

(5) 1Die Hauptversammlung jedes Verbandes, der das Recht zur Kassen- und Kon-
toführung wahrnimmt, hat jährlich zwei oder mehr Kassenprüfer aus ihrer Mitte
zu wählen, die die Prüfung der Kasse für den Zeitraum seit der letzten Kassen-
prüfung vornehmen und der Hauptversammlung vor Entlastung des Vorstandes
berichten.

(6) 1Den Kassenprüfern sind ausnahmslos alle für die ordnungsgemäÿe Prüfung
notwendigen Unterlagen vollständig vorzulegen. 2Der Schatzmeister der jeweiligen
Gliederung hat den Kassenprüfern Rede und Antwort zu stehen.
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� 5 - Jahresabschluss

(1) 1Es ist ein Jahresabschluss des Bundesverbandes, sowie, durch die für Finan-
zangelegenheiten zuständigen Vorstände der Verbände, aller untergeordneten Ver-
bände, zu erstellen. 2Der Jahresabschluss umfasst Einnahmen, Ausgaben, Ver-
mögenswerte sowie Anhängen und Erläuterungen und folgt den Vorschriften des
Parteiengesetzes.

(2) Die Jahresabschlüsse sind spätestens einen Monat nach Ende des Geschäfts-
jahres zu erstellen.

(3) Die Jahresabschlüsse der untergeordneten Gliederungen werden zum Zwecke
der Erstellung eines Gesamtjahresabschlusses an die übergeordneten Gliederungen
weitergeleitet.

(4) Der Gesamtjahresabschluss der Piratenpartei Deutschland wird vor seiner Wei-
terleitung an den Bundeswahlleiter durch den Bundesvorstand beraten.

(5) Jahresabschlüsse werden vom Vorsitzenden und dem für Finanzangelegenheiten
zuständigen Vorstandsmitglied zu unterzeichnet.

(6) Der Bundesvorstand lässt den Jahresabschluss nach den Maÿgaben der ��29 �.
PartG prüfen.

� 6 - Aufbewahrungsfristen

(1) 1Die Aufbewahrungsfrist für alle die Finanzangelegenheiten betre�enden Un-
terlagen, namentlich unter anderem Belege, Bücher, Jahresabschlüsse, beträgt 10
Jahre. 2Die Frist beginnt mit Ablauf des Geschäftsjahres in dem die betre�enden
Unterlagen erstellt wurden.

� 7 - Spenden

(1) Alle ordentlich gegründeten Verbände sind zur Annahme von Spenden berech-
tigt.

(2) Zweckgebundene Spenden dürfen nur dem vom Spender gewünschten Zweck
zugeführt werden.

(3) 1Nicht-zweckgebundene Geldspenden werden zu gleichen Teilen an die einneh-
mende Gliederung und den Bundesverband aufgeteilt. 2Der betre�ende Betrag für
die Bundespartei ist innerhalb von 10 Tagen zu überweisen.

(4) Sachspenden stehen der einnehmenden Gliederung zu.

(5) Geldspenden bis zu einem Betrag von 1.000 e können bar erfolgen.
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(6) Kopien aller Spendenquittungen sind dem Bundesschatzmeister in elektroni-
scher Form zu übermitteln.

� 8 - Finanzierung

(1) Die Piratenpartei Deutschland und ihre untergeordneten Gliederungen bringen
ihre Finanzmittel ausschlieÿlich durch die im Parteiengesetz de�nierten Einnah-
mearten auf.

(2) Es werden nur zinslose Darlehen langer Laufzeit und freier Tilgung aufgenom-
men.

(3) Verträge mit Dritten können vom Vorsitzenden, seinem Stellvertreter, oder
einem vom Vorstand dazu beauftragten Piraten eingegangen werden.

(4) Über Unternehmensbeteiligungen ist ein Vorstandsbeschluss zu fassen.

(5) Es werden keine Verträge mit Dritten eingegangen, die die Unabhängigkeit der
Partei gefährden könnten.

(6) Verträge mit Dritten sind gegenüber den Mitgliedern o�enzulegen.

(7) 1Der Vorstand kann Dritte zur Spendenerhebung bevollmächtigen. 2Diese Drit-
ten haben lückenlos die Spendenquellen aufzuzeichnen und anzugeben.

� 9 - Schlussbestimmungen

(1) Alle nach der Finanzordnung geschehenden Tätigkeiten sind, sofern rechtsgültig
möglich, nicht in Papierform, sondern in elektronischer Form zu dokumentieren.

(2) Diese Finanzordnung ist Teil des Status.

(3) Die Satzungen der Gliederungen dürfen dieser Finanzordnung nicht widerspre-
chen.

Abschnitt C: Schiedsgerichtsordnung

� 1 - Grundlagen

(1) 1Die vom Bundesparteitag verabschiedete Schiedsgerichtsordnung dient der
inneren Ordnung der Schiedsgerichte. 2Sie ist für Schiedsgerichte jeder Ordnung
bindend. 3Eine Erweiterung oder Abänderung durch andere Gliederungen ist nicht
zulässig.



1 Satzung � Bund 16

(2) 1Die Schiedsgerichte sind unabhängig und an keinerlei Weisungen gebunden.
2Die Richter fällen ihre Entscheidung nach bestenWissen und Gewissen auf Grund-
lage der Satzungen und gesetzlicher Vorgaben. 3Dabei legen sie die Satzung und
die Schiedsgerichtsordnung nach Wortlaut und Sinn aus. 4Wird von irgendeiner
Seite versucht das Verfahren zu beein�ussen, so hat das Gericht dies unverzüglich
ö�entlich bekannt zumachen.

(3) Die Schiedsgerichtsordnung gewährleistet den Beteiligten rechtliches Gehör und
ein gerechtes Verfahren.

� 2 - Einrichtung und Besetzung

(1) 1Auf der Bundes- und Landesebene werden Schiedsgerichte eingerichtet. 2Nach
Beschluss der jeweiligen Mitgliederversammlung können auch auf niederer Gliede-
rungsebene Schiedsgerichte eingerichtet werden.

(2) 1Die Mitgliederversammlung wählt auf dem jeweiligen Parteitag fünf Piraten
zu Richtern, die gemeinsam das Gericht bilden. Die gewählten Richter wählen aus
ihren Reihen einen Vorsitzenden Richter, der die Leitung des Schiedsgerichts inne-
hat und seine Geschäfte führt. 2In einer weiteren Wahl werden zwei Ersatzrichter
bestimmt, wobei die Stimmenzahl über die Rangfolge der Ersatzrichter entschei-
det. 3Die Richter sind bis zur Wahl eines neuen Bundesschiedsgericht im Amt.
Schiedsgerichtswahlen �nden mindestens einmal im Kalenderjahr statt.

(3) Auf vorhergehenden Beschluss der Mitgliederversammlung kann das Gericht
auch aus drei Piraten bestehen und mit einem Ersatzrichter ergänzt werden.

(4) 1Scheidet ein Richter, nach den in dieser Ordnung aufgeführten Regeln aus, so
wird das Gericht durch einen Ersatzrichter, der Rangfolge entsprechend ergänzt.
2Hat das Gericht nicht mindestens drei Richter, so ist es handlungsunfähig und
der Fall wird an das nächsthöhere Gericht verwiesen.

(5) Die Berufungsinstanz nach dem Bundesschiedsgericht ist für den Fall, dass das
Bundesschiedsgericht die erste Instanz ist oder handlungsunfähig ist, der Bundes-
parteitag.

� 3 - Anrufung

(1) 1Das Gericht wird nur durch schriftliche Anrufung durch eine Streitpartei aktiv.
2Berechtigt hierzu ist jeder Pirat, falls er sich in seinen Rechten verletzt fühlt oder
um Einspruch gegen eine Ordnungsmaÿnahme zu erheben, die nur den einzelnen
Piraten betri�t. 3Weiterhin ist dazu der Vorstand jeder Gliederung berechtigt,
wenn es sich um einen Einspruch gegen eine Ordnungsmaÿnahme handelt oder
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Rechte der Gliederung seiner Meinung nach verletzt wurden. 4Gerichte sind von
einer Anklage ausgeschlossen. 5Wird eine Mitgliederversammlung angeklagt, so
wird diese durch den entsprechenden Vorstand in der Sache vertreten. 6Zuständig
ist generell das Gericht der höheren Ordnung bzw. bei einem Streitpunkt zwischen
Organen gleichrangiger Ordnung das Gericht der nächsthöheren Ordnung.

(2) 1Die schriftliche Anrufung muss dem Vorsitzenden Richter des jeweiligen Ge-
richtes eingereicht werden. 2Eine formgerechte Anrufung muss folgendes Enthalten:

1. Name, Anschrift und weitere Kontaktdaten des Einreichenden (Kläger),

2. Name und Anschrift des anderen Streitpartners (Angeklagter),

3. Unter welchen Umständen hat nach Au�assung des Klägers der Angeklagte
Rechte des Klägers verletzt bzw. mit welcher Begründung wird gegen die
Ordnungsmaÿnahme Einspruch erhoben (Anklageschrift),

4. Schilderung der Umstände.
3Dabei sind möglicherweise vorhergehende Urteile in derselben Sache in Form ei-
nes Aktenzeichens miteinzureichen. 4Nach eingegangener Anrufung entscheidet das
Gericht über die Zuständigkeit und korrekte Einreichung der Anrufung.

(3) 1Wird der Anrufung stattgegeben, so wird das Verfahren eingeleitet. 2Wird
der Anrufung nicht stattgegeben, so lässt das Gericht dem Kläger eine schriftliche
Begründung der Ablehnung der Anrufung zukommen.

(4) 1Die Berufung an ein Gericht höherer Ordnung steht jeder Streitpartei bis zu
14 Tage nach der Urteilsverkündung o�en. 2Dabei hat fristgerecht eine schriftliche
Anrufung des Gerichtes nächst höherer Ordnung unter der Angabe, dass es sich
um eine Berufung handelt, stattzu�nden.

(5) Oberste Instanz ist das Bundesschiedsgericht.

� 4 - Verfahren

(1) Das Gericht erö�net das Verfahren nach erfolgreicher Anrufung mit einem
Schreiben an den Kläger und den Angeklagten.

(2) 1Jeder Pirat hat das Recht, dem Gericht gegenüber einen Piraten seines Ver-
trauens zu benennen, der seine Sache auf Widerruf vertritt. 2Ist ein Vorstand
Streitpartei, so bestimmt dieser einen Vertreter, der die Sache des Vorstandes auf
Widerruf vertritt.

(3) 1Das Schreiben informiert die Parteien über den Beginn des Verfahrens und
über die Aufstellung der Richter und enthält die Anklageschrift. 2Die Anklage-
schrift ergibt sich aus der Anrufung. 3Das Schreiben enthält weiterhin eine Kopie
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der Anrufung, die Au�orderung an den Angeklagten sich zur Anklageschrift zu
äuÿern und seine Position darzulegen. 4Das Schreiben enthält auch die Au�or-
derung einen Vertreter zu benennen bzw. einen Hinweis an den Piraten, dass er
einen Vertreter benennen kann. 5Ist der Grund der Einberufung des Gerichtes ein
Einspruch gegen eine Ordnungsmaÿnahme, die nur den einzelnen Piraten betri�t,
so enthält das Schreiben zusätzlich die Nachfrage an den Piraten, ob dieser ein
Verfahren wünscht, welcher Verschlusssache ist. 6Ist dies der Fall ist das Verfahren
vertraulich zu behandeln. 7Dies gilt für die Streitparteien als auch das Gericht.

(4) 1Die Position beider Streitparteien und die rechtlichen Rahmenbedingungen
wie die Regelungen der betre�enden Satzungen sollen von jedem Richter zur Ur-
teils�ndung ergründet werden. 2Hierzu wird den Richtern durch die Streitparteien
unaufgefordert jede Information geliefert und auf Anfrage weitere Auskunft erteilt.
3Das Gericht sorgt dafür, dass beide Parteien auf alle relevanten Informationen
gleichwertigen Zugri� haben.

(5) 1Weitere Piraten bzw. Organe der Partei können zur Informationsgewinnung
herangezogen und gegebenenfalls befragt werden. 2Dazu muss Akteneinsicht und
Einsicht in weitere Materialien oder Vorgänge gewährt werden, wobei die angefor-
derten Medien und Inhalte für den Fall von Relevanz sein. 3Der Vorsitzende Richter
fordert diese auf Verlangen jedes einzelnen Richters im Namen des Gerichtes an.
4Dieser stellt alle Informationen allen Richtern gleichermaÿen zur Verfügung.

(6) Die Parteien werden über den Fortgang des Verfahrens durch den Vorsitzenden
Richter informiert und haben das Recht dazu Stellung zu nehmen.

(7) 1Der Vorsitzende Richter hat dafür zu sorgen, dass ein Urteil in einem angemes-
senen Zeitraum gefällt wird. 2Dafür sind die Richter angehalten sich regelmäÿig
zu beraten. 3Kommen die Richter zu einer Mehrheitsmeinung, so ist das Urteil
zu verfassen und samt ausführlicher Begründung, die die möglichen Minderheits-
meinungen enthält an die Streitparteien zu schicken. 4Dabei muss jeder Richter
erklären welche Meinung er unterstützt. 5Das Verfahren ist damit abgeschlossen.

� 5 - Befangenheit, Verhinderung und Rücktritt

(1) 1Jeder Richter selbst hat das Recht, aus Befangenheit zurückzutreten. 2Ebenso
haben beide Streitparteien das Recht zu Beginn des Verfahrens, einen Richter
aus Gründen der Befangenheit abzulehnen. 3Ist dies der Fall kann das Gericht
beschlieÿen den Richter zu ersetzen. 4Dies alles muss schriftlich begründet werden.

(2) 1Ist ein Richter zum Zeitpunkt der Verfahrenseinleitung verhindert, so dass er
seinen P�ichten nicht ordnungsgemäÿ nachkommen kann, darf dieser sein Rich-
teramt für dieses Verfahren niederlegen. 2Er hat dies dem Vorsitzenden Richter
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gegenüber sofort mitzuteilen.

(3) 1Tritt ein Richter von seinem Amt zurück, so wird er auch während eines lau-
fenden Verfahrens durch einen Ersatzrichter ersetzt. 2Der Rücktritt ist schriftlich
dem Vorsitzenden Richter gegenüber zu begründen.

(4) 1Handelt es sich bei dem Zurücktretenden bzw. dem Befangenen oder sonst wie
in seinen P�ichten Verhinderten um den Vorsitzenden Richter, so teilt dieser sei-
nen Rücktritt dem gesamten Gericht mit. 2Nach Hinzuziehung des entsprechenden
Ersatzrichters wählt das Gericht aus sich selbst heraus einen neuen Vorsitzenden
Richter.

� 6 - Dokumentation und Ö�entlichkeit

(1) 1Das Gericht muss seine Arbeit dokumentieren. 2Dies umfasst:

1. wörtliche Gesprächsprotokolle von Befragungen inkl. Datum,

2. Liste aller verwendeten Materialien,

3. Sämtlichen Schriftverkehr inkl. Datum ausgenommen interner Schriftverkehr,

4. Das Urteil samt Urteils�ndung,

5. Jede weitere Information, welche von Belang sein könnte, um das Urteil nach-
zuvollziehen.

3Dies kann schriftlich oder digital erfolgen.

(2) Ist das Verfahren ö�entlich, so wird nach der Urteilsverkündung die komplette
Dokumentation zusammenhängend verö�entlicht.

(3) 1Ist das Verfahren nicht ö�entlich, so wird nur das Urteil selbst verö�entlicht
nicht jedoch die Urteilsbegründung. 2Unberührt davon bleibt die Informierung
Streitparteien. 3Die Dokumentationsp�icht bleibt davon unberührt.

(4) Das scheidende Gericht legt dem Parteitag einen Arbeitsbericht vor, der die
Fälle der Amtsperiode inkl. Urteil kurz darstellt.

(5) 1Während eines Verfahrens haben Richter ihre Arbeit auÿerhalb der Richter-
gremiums nicht zu kommentieren. 2Es sind nur o�zielle Stellungnahmen gegenüber
den Streitparteien zugelassen.

� 7 - Ausschluss von Piraten und Ordnungsmaÿnahmen gegen
Gebietsverbände

(1) Über Ausschluss von Piraten entscheidet das zuständige Gericht des jeweiligen
Landesverbandes.∗

∗Absatzzähler �amtlich�.



2 Parteiprogramm � Bund 20

2 Parteiprogramm der Piratenpartei Deutschland

beschlossen durch die Gründungsversammlung am 10. September 2006, ergänzt durch den Bun-

desparteitag am 4./5. Juli 2009.

Präambel

Im Zuge der Digitalen Revolution aller Lebensbereiche sind trotz aller Lippen-
bekenntnisse die Würde und die Freiheit des Menschen in bisher ungeahnter Art
und Weise gefährdet. Dies geschieht zudem in einem Tempo, das die gesellschaftli-
che Meinungsbildung und die staatliche Gesetzgebung ebenso überfordert wie den
Einzelnen selbst. Gleichzeitig schwinden die Möglichkeiten, diesen Prozess mit de-
mokratisch gewonnenen Regeln auf der Ebene eines einzelnen Staates zu gestalten
dahin.

Die Globalisierung des Wissens und der Kultur der Menschheit durch Digitalisie-
rung und Vernetzung stellt deren bisherige rechtliche, wirtschaftliche und soziale
Rahmenbedingungen ausnahmslos auf den Prüfstand. Nicht zuletzt die falschen
Antworten auf diese Herausforderung leisten einer entstehenden totalen und tota-
litären, globalen Überwachungsgesellschaft Vorschub. Die Angst vor internationa-
lem Terrorismus lässt Sicherheit vor Freiheit als wichtigstes Gut erscheinen � und
viele in der Verteidigung der Freiheit fälschlicherweise verstummen.

Informationelle Selbstbestimmung, freier Zugang zu Wissen und Kultur und die
Wahrung der Privatsphäre sind die Grundpfeiler der zukünftigen Informationsge-
sellschaft. Nur auf ihrer Basis kann eine demokratische, sozial gerechte, freiheitlich
selbstbestimmte, globale Ordnung entstehen.

Die Piratenpartei versteht sich daher als Teil einer weltweiten Bewegung, die diese
Ordnung zum Vorteil aller mitgestalten will.

Die Piratenpartei will sich auf die im Programm genannten Themen konzentrie-
ren, da wir nur so die Möglichkeit sehen, diese wichtigen Forderungen in Zukunft
durchzusetzen. Gleichzeitig glauben wir, dass diese Themen für Bürger aus dem
gesamten traditionellen politischen Spektrum unterstützenswert sind, und dass ei-
ne Positionierung in diesem Spektrum uns in unserem gemeinsamen Streben nach
Wahrung der Privatsphäre und Freiheit für Wissen und Kultur hinderlich sein
würde.
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Urheberrecht und nicht-kommerzielle Vervielfältigung

Der uralte Traum, alles Wissen und alle Kultur der Menschheit zusammenzutra-
gen, zu speichern und heute und in der Zukunft verfügbar zu machen, ist durch
die rasante technische Entwicklung der vergangenen Jahrzehnte in greifbare Nähe
gerückt. Wie jede bahnbrechende Neuerung erfasst diese vielfältige Lebensbereiche
und führt zu tief greifenden Veränderungen. Es ist unser Ziel, die Chancen dieser
Situation zu nutzen und vor möglichen Gefahren zu warnen. Die derzeitigen gesetz-
lichen Rahmenbedingungen im Bereich des Urheberrechts beschränken jedoch das
Potential der aktuellen Entwicklung, da sie auf einem veralteten Verständnis von
so genanntem �geistigem Eigentum� basieren, welches der angestrebten Wissens-
oder Informationsgesellschaft entgegen steht.

Keine Beschränkung der Kopierbarkeit

Systeme, welche auf einer technischen Ebene die Vervielfältigung von Werken be-
oder verhindern (�Kopierschutz�, �DRM�, usw.), verknappen künstlich deren Ver-
fügbarkeit, um aus einem freien Gut ein wirtschaftliches zu machen. Die Scha�ung
von künstlichem Mangel aus rein wirtschaftlichen Interessen erscheint uns unmo-
ralisch, daher lehnen wir diese Verfahren ab.

Darüber hinaus behindern sie auf vielfältige Art undWeise die berechtigte Nutzung
von Werken, erscha�en eine vollkommen inakzeptable Kontrollierbarkeit und oft
auch Überwachbarkeit der Nutzer und gefährden die Nutzung von Werken durch
kommende Generationen, denen der Zugang zu den heutigen Abspielsystemen feh-
len könnte.

Zusätzlich stehen die gesamtwirtschaftlichen Kosten für die Etablierung einer lücken-
losen und dauerhaft sicheren Kopierschutzinfrastruktur im Vergleich zu ihrem ge-
samtwirtschaftlichen Nutzen in einem extremen Missverhältnis. Die indirekten Fol-
gekosten durch erschwerte Interoperabilität bei Abspielsystemen und Software er-
höhen diese Kosten weiter.

Freies Kopieren und freie Nutzung

Da sich die Kopierbarkeit von digital vorliegenden Werken technisch nicht sinnvoll
einschränken lässt und die �ächendeckende Durchsetzbarkeit von Verboten im pri-
vaten Lebensbereich als gescheitert betrachtet werden muss, sollten die Chancen
der allgemeinen Verfügbarkeit von Werken erkannt und genutzt werden. Wir sind
der Überzeugung, dass die nichtkommerzielle Vervielfältigung und Nutzung von
Werken als natürlich betrachtet werden sollte und die Interessen der meisten Urhe-
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ber entgegen anders lautender Behauptungen von bestimmten Interessengruppen
nicht negativ tangiert.

Es konnte in der Vergangenheit kein solcher Zusammenhang schlüssig belegt wer-
den. In der Tat existiert eine Vielzahl von innovativen Geschäftskonzepten, welche
die freie Verfügbarkeit bewusst zu ihrem Vorteil nutzen und Urheber unabhängiger
von bestehenden Marktstrukturen machen können.

Daher fordern wir, das nichtkommerzielle Kopieren, Zugänglichmachen, Speichern
und Nutzen von Werken nicht nur zu legalisieren, sondern explizit zu fördern, um
die allgemeine Verfügbarkeit von Information, Wissen und Kultur zu verbessern,
denn dies stellt eine essentielle Grundvoraussetzung für die soziale, technische und
wirtschaftliche Weiterentwicklung unserer Gesellschaft dar.

Förderung der Kultur

Wir sehen es als unsere Verantwortung, die Scha�ung von Werken, insbesondere
im Hinblick auf kulturelle Vielfalt, zu fördern. Positive E�ekte der von uns ge-
forderten Änderungen sollen im vollen Umfang genutzt werden können. Mögliche,
aber nicht zu erwartende negative Nebenwirkungen müssen bei deren Auftreten
nach Möglichkeit abgemindert werden.

Ausgleich zwischen Ansprüchen der Urheber und der Ö�entlichkeit

Wir erkennen die Persönlichkeitsrechte der Urheber an ihrem Werk in vollem Um-
fang an. Die heutige Regelung der Verwertungsrechte wird einem fairen Ausgleich
zwischen den berechtigten wirtschaftlichen Interessen der Urheber und dem öf-
fentlichen Interesse an Zugang zu Wissen und Kultur jedoch nicht gerecht. Im
Allgemeinen wird für die Scha�ung eines Werkes in erheblichem Maÿe auf den öf-
fentlichen Schatz an Schöpfungen zurückgegri�en. Die Rückführung von Werken in
den ö�entlichen Raum ist daher nicht nur berechtigt, sondern im Sinne der Nach-
haltigkeit der menschlichen Schöpfungsfähigkeiten von essentieller Wichtigkeit.

Es sind daher Rahmenbedingungen zu scha�en, welche eine faire Rückführung
in den ö�entlichen Raum ermöglichen. Dies schlieÿt insbesondere eine drastische
Verkürzung der Dauer von Rechtsansprüchen auf urheberrechtliche Werke unter
die im TRIPS-Abkommen vorgegebenen Fristen ein.
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Gleichstellung von Software

Wir lehnen einen Sonderstatus von Software im Urheberrecht ab, sofern dieser
nicht technisch bedingt ist (zum Beispiel zur Wahrung der Interoperabilität). Dies
beinhaltet insbesondere die Ablehnung von Privilegien wie zum Beispiel die Ein-
schränkung der Nutzung und Vervielfältigung von Software, die auch über die
Regelungen für andere Werksformen hinaus gehen.

Privatsphäre und Datenschutz

Der Schutz der Privatsphäre und der Datenschutz gewährleisten Würde und Frei-
heit des Menschen. Die moderne freiheitlich-demokratische Gesellschaftsform wur-
de in der Vergangenheit auch unter Einsatz zahlloser Menschenleben erkämpft und
verteidigt.

Allein das 20. Jahrhundert kennt in Deutschland zwei Diktaturen, deren Schrecken
wesentlich durch den fehlenden Respekt vor dem einzelnen Menschen und durch
allgegenwärtige Kontrolle gekennzeichnet war. Von den technischen Mitteln heuti-
ger Zeit haben aber die Diktatoren aller Zeiten nicht einmal zu Träumen gewagt.
Die überwachte Gesellschaft entsteht momentan allein dadurch, dass sie technisch
möglich geworden ist und den Interessen von Wirtschaft und Staat gleichermaÿen
dient. Die Piratenpartei sagt dieser Überwachung entschieden den Kampf an. Jeder
einzelne Schritt auf dem Weg zum Überwachungsstaat mag noch so überzeugend
begründet sein, doch wir Europäer wissen aus Erfahrung, wohin dieser Weg führt,
und dahin wollen wir auf keinen Fall.

Privatsphäre

Das Recht auf Wahrung der Privatsphäre ist ein unabdingbares Fundament einer
demokratischen Gesellschaft. Die Meinungsfreiheit und das Recht auf persönliche
Entfaltung sind ohne diese Voraussetzung nicht zu verwirklichen.

Systeme und Methoden, die der Staat gegen seine Bürger einsetzen kann, müssen
der ständigen Bewertung und genauen Prüfung durch gewählte Mandatsträger
unterliegen. Wenn die Regierung Bürger beobachtet, die nicht eines Verbrechens
verdächtig sind, ist dies eine fundamental inakzeptable Verletzung des Bürgerrechts
auf Privatsphäre. Jedem Bürger muss das Recht auf Anonymität garantiert werden,
das unserer Verfassung innewohnt. Die Weitergabe personenbezogener Daten vom
Staat an die Privatwirtschaft hat in jedem Falle zu unterbleiben.

Das Briefgeheimnis soll erweitert werden zu einem generellen Kommunikationsge-
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heimnis. Zugri� auf die Kommunikationsmittel oder die Überwachung eines Bür-
gers darf der Regierung nur im Falle eines sicheren Verdachts erlaubt werden, dass
dieser Bürger ein Verbrechen begehen wird. In allen anderen Fällen soll die Re-
gierung annehmen, ihre Bürger seien unschuldig, und sie in Ruhe lassen. Diesem
Kommunikationsgeheimnis muss ein starker gesetzlicher Schutz gegeben werden,
da Regierungen wiederholt gezeigt haben, dass sie bei sensiblen Informationen
nicht vertrauenswürdig sind.

Speziell eine verdachtsunabhängige Vorratsdatenspeicherung von Kommunikati-
onsdaten widerspricht nicht nur der Unschuldsvermutung, sondern auch allen Prin-
zipien einer freiheitlich demokratischen Gesellschaft. Der vorherrschende Kontroll-
wahn stellt eine weitaus ernsthaftere Bedrohung unserer Gesellschaft dar als der
internationale Terrorismus und erzeugt ein Klima des Misstrauens und der Angst.
Flächendeckende Videoüberwachung ö�entlicher Räume, fragwürdige Rasterfahn-
dungen, zentrale Datenbanken mit unbewiesenen Verdächtigungen sind Mittel, de-
ren Einsatz wir ablehnen.

Informationelle Selbstbestimmung

Das Recht des Einzelnen, die Nutzung seiner persönlichen Daten zu kontrollieren,
muss gestärkt werden. Dazu müssen insbesondere die Datenschutzbeauftragten
völlig unabhängig agieren können. Neue Methoden wie das Scoring machen es er-
forderlich, nicht nur die persönlichen Daten kontrollieren zu können, sondern auch
die Nutzung aller Daten, die zu einem Urteil über eine Person herangezogen wer-
den können. Jeder Bürger muss gegenüber den Betreibern zentraler Datenbanken
einen durchsetzbaren und wirklich unentgeltlichen Anspruch auf Selbstauskunft
und gegebenenfalls auf Korrektur, Sperrung oder Löschung der Daten haben.

Erhebung und Nutzung biometrischer Daten und Gentests erfordern aufgrund des
hohen Missbrauchspotentials eine besonders kritische Bewertung und Kontrolle
von unabhängiger Stelle. Der Aufbau zentraler Datenbanken mit solchen Daten
muss unterbleiben. Generell müssen die Bestimmungen zum Schutze personenbe-
zogener Daten die Besonderheiten digitaler Daten, wie etwa mögliche Langlebig-
keit und schwer kontrollierbare Verbreitung, stärker berücksichtigen. Gerade weil
die Piratenpartei für eine stärkere Befreiung von Information, Kultur und Wissen
eintritt, fordert sie Datensparsamkeit, Datenvermeidung und unabhängige Kon-
trolle von personenbezogenen Daten, die für wirtschaftliche oder Verwaltungszwe-
cke genutzt werden und damit geeignet sind, die Freiheit und die informationelle
Selbstbestimmung des Bürgers unnötigerweise zu beschränken.
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Patentwesen

Im Wandel vom Industriezeitalter zum Informationszeitalter entwickeln sich die
weltweit herrschenden Patentregelungen teilweise vom Innovationsanreiz zum In-
novationshemmnis. Der Versuch, mit althergebrachten Mitteln die Zukunft zu ge-
stalten, wird den grundlegenden Veränderungen in der Welt nicht nur immer we-
niger gerecht, er stellt auch beispielsweise in den Bereichen der Patentierung von
Erkenntnissen der Genforschung und Biotechnologie und im Bereich der Softwa-
repatente eine groÿe Gefahr für die Gesellschaft von morgen dar. Grundsätzlich
wollen wir einen freieren Markt ohne die hinderlichen Beschränkungen der derzei-
tigen Patentpraxis erreichen. Wir fordern, dass das Patentsystem reformiert oder
durch sinnvollere Regelungen ersetzt wird. Keinesfalls darf es durch innovations-
feindliche Regelungen ergänzt werden.

Abbau privater Monopole und o�ene Märkte

Generell sind ein zunehmender Abbau von Monopolen und eine Ö�nung der Märk-
te erklärtes politisches Ziel unserer Partei. Patente als staatlich garantierte privat-
wirtschaftliche Monopole stellen grundsätzlich eine künstliche Einschränkung der
allgemeinen Wohlfahrt dar, die einer ständigen Rechtfertigung und Überprüfung
bedarf.

Stellt die Patentierung industrieller Güter in der Vergangenheit auch nach allge-
meiner Ansicht eine (weder belegbare, noch widerlegbare) Erfolgsgeschichte dar,
so haben sich doch die sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Er�ndens in
der postindustriellen und globalisierten Gesellschaft grundlegend gewandelt. Der
verstärkt internationale Wettbewerb führt darüber hinaus vermehrt zu einer zweck-
entfremdeten Nutzung des Patentsystems, bei der man oft keinerlei Ausgleich für
die Gesellschaft mehr erkennen kann. Dem zunehmenden Missbrauch von Patenten
wollen wir daher Einhalt gebieten. Patentierung von Trivialitäten oder sogar die
Blockierung des Fortschritts durch Patente soll unter allen Umständen verhindert
werden.

Dies gilt auch und im Besonderen für den Bereich der Pharmaindustrie. Der hohe
Geldbedarf und die monopolartige Struktur dieses Marktes bedürfen einer Reorga-
nisation, um die gesellschaftlichen Ressourcen sinnvoll einzusetzen und nicht durch
Blockaden und zum Vorteil Einzelner zu vergeuden. Patente auf Pharmazeutika
haben darüber hinaus zum Teil ethisch höchst verwer�iche Auswirkungen.
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Patente in der Informationsgesellschaft

Wirtschaftlicher Erfolg ist in der Informationsgesellschaft zunehmend nicht mehr
von technischen Er�ndungen, sondern von Wissen und Information und deren
Erschlieÿung abhängig.

Das Bestreben, diese Faktoren nun ebenso mittels des Patentsystems zu regulieren,
steht unserer Forderung nach Freiheit des Wissens und Kultur der Menschheit
diametral entgegen.

Wir lehnen Patente auf Lebewesen und Gene, auf Geschäftsideen und auch auf
Software einhellig ab, weil sie unzumutbare und unverantwortliche Konsequen-
zen haben, weil sie die Entwicklung der Wissensgesellschaft behindern, weil sie
gemeine Güter ohne Gegenleistung und ohne Not privatisieren und weil sie kein
Er�ndungspotential im ursprünglichen Sinne besitzen. Die gute Entwicklung klein-
und mittelständischer IT-Unternehmen in ganz Europa hat beispielsweise gezeigt,
dass auf dem Softwaresektor Patente völlig unnötig sind.

Transparenz des Staatswesens

In der heutigen Gesellschaft ist eine rapide Entwicklung zu beobachten. Immer
mehr Informationen werden angehäuft, die in immer stärkerer Weise miteinander
verknüpft werden. Verknüpfte Informationen aber werden zu Wissen, Wissen wie-
derum bedeutet Macht. Verengt sich also der Zugang zu Wissen auf einen kleinen
Kreis von Nutznieÿern, so kommt es unweigerlich zu einer Ausbildung von Macht-
strukturen, die wenige Personen, gesellschaftliche Organisationen oder staatliche
Organe bevorzugt und so letztendlich den demokratischen Prozess einer freiheit-
lichen Gesellschaft gefährdet. Dieser basiert nämlich auf einer möglichst breiten
Beteiligung der Bürger an der Gestaltung und Kontrolle der gesellschaftlichen Vor-
gänge und ist somit unvereinbar mit dem Informationsvorsprung, den Wenige auf
Kosten der Allgemeinheit zu sichern versuchen. Der Einblick in die Arbeit von
Verwaltung und Politik auf allen Ebenen der staatlichen Ordnung ist daher ein
fundamentales Bürgerrecht und muss zum Wohle der freiheitlichen Ordnung ent-
sprechend garantiert, geschützt und durchgesetzt werden.

Die aktuelle Lage in Deutschland wird bestimmt durch eine Vielzahl unterschied-
licher Regelungen auf den verschiedenen Ebenen und in den vielfältigen Bereichen
staatlichen Handelns und nur wenig ist bisher vom �Prinzip der Geheimhaltung�
zugunsten eines �Prinzips der Ö�entlichkeit� verändert worden, obwohl dies auf
tre�ende Weise die Weichenstellung für eine moderne Gesellschaft im 21. Jahr-
hundert, auch unter Berücksichtigung der weitreichenden Möglichkeiten der Neuen
Medien, verdeutlicht. Verwaltung und Politik müssen endlich auch in der Hinsicht
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ihrer Transparenz gegenüber dem Bürger ihren Dienstleistungscharakter anerken-
nen und sich grundlegend darauf ausrichten, einen Informationszugang für die
Bürger e�zient, komfortabel und mit niedrigen Kosten zu ermöglichen.

Insbesondere für eine Bewertung politischer Entscheidungsträger ist es unabding-
bar, dass die Grundlagen politischer Entscheidungen transparent gemacht werden.
Negative Beispiele dafür sind die Geheimhaltung des Mautvertrages vor dem Sou-
verän und seinen gewählten Vertretern, sowie die undemokratische Einführung von
Wahlmaschinen, die geeignet sind, das primäre Element der Demokratie, die Wahl,
zu beschädigen.

Die Piratenpartei will in diesem Sinne auf die Transparenz aller staatlichen Pro-
zesse hinwirken und fordert daher:

• Jeder Bürger hat unabhängig von der Betro�enheit und ohne den Zwang zur
Begründung das Recht auf allen Ebenen der staatlichen Ordnung, Einsicht in
die Aktenvorgänge und die den jeweiligen Stellen zur Verfügung stehenden
Informationen zu nehmen. Dies gilt ebenso für schriftliches Aktenmaterial
wie digitale oder andere Medien.

• Seine Schranken �ndet dieses Recht in den Bestimmungen zum Schutz der
Persönlichkeitsrechte, der nationalen Sicherheit, zur Verhinderung von Straf-
taten und ähnlichem. Diese Ausnahmeregelungen sind möglichst eng und
eindeutig zu formulieren und dürfen nicht pauschal ganze Behörden oder
Verwaltungsgebiete ausgrenzen.

• Die Auskunftsstelle ist verp�ichtet, zeitnah und in einer klaren Kostenrege-
lung, Zugang in Form einer Akteneinsicht oder einer Materialkopie zu gewäh-
ren, um eine breite, e�ziente Nutzung der Daten zu ermöglichen.

• Die Verweigerung des Zugangs muss schriftlich begründet werden und kann
vom Antragsteller, sowie von betro�enen Dritten gerichtlich überprüft werden
lassen, wobei dem Gericht zu diesem Zweck voller Zugang durch die ö�entliche
Stelle gewährt werden muss.

• Alle ö�entlichen Stellen sind verp�ichtet, sowohl regelmäÿig Organisations-
und Aufgabenbeschreibungen zu verö�entlichen, einschlieÿlich Übersichten
der Arten von Unterlagen, auf die zugegri�en werden kann, als auch einen
jährlichen ö�entlichen Bericht über die Handhabung des Auskunftsrechts.

Unter besonderer Berücksichtigung der immensen Möglichkeiten, die sich mit der
rasanten Entwicklung und Verbreitung der Neuen Medien ergeben, gibt es verschie-
dene Ansatzpunkte, um diesen grundsätzlichen Forderungen Rechnung zu tragen.
So sollten staatliche Stellen die Nutzung freier Software forcieren, eine automa-
tische Verö�entlichung dazu geeigneter Dokumente einrichten und allgemein den
kostengünstigen und aufwandsarmen digitalen Zugri� ausbauen.



2 Parteiprogramm � Bund 28

Die Abkehr vom �Prinzip der Geheimhaltung�, der Verwaltungs- und Politikvor-
stellung eines überkommenen Staatsbegri�s, und die Betonung des �Prinzips der
Ö�entlichkeit�, das einen mündigen Bürger in den Mittelpunkt staatlichen Han-
delns und Gestaltens stellt, scha�t nach der festen Überzeugung der Piratenpartei
die unabdingbaren Voraussetzungen für eine moderne Wissensgesellschaft in einer
freiheitlichen und demokratischen Ordnung.

Open Access

Aus dem Staatshaushalt wird eine Vielzahl von schöpferischen Tätigkeiten �nan-
ziert, die als Produkt urheberrechtlich geschützte Werke hervorbringen. Da diese
Werke von der Allgemeinheit �nanziert werden, sollten sie auch der Allgemeinheit
kostenlos zur Verfügung stehen. Tatsächlich ist dies heute selten der Fall.

Open Access in der Forschung

Die Publikationen aus staatlich �nanzierter oder geförderter Forschung und Leh-
re werden oft in kommerziellen Verlagen publiziert, deren Qualitätssicherung von
ebenfalls meist staatlich bezahlten Wissenschaftlern im Peer-Review-Prozess über-
nommen wird. Die Publikationen werden jedoch nicht einmal den Bibliotheken der
Forschungseinrichtungen kostenlos zur Verfügung gestellt. Der Steuerzahler kommt
also dreifach (Produktion, Qualitätssicherung, Nutzung) für die Kosten der Publi-
kationen auf, während private Verleger den Gewinn abschöpfen.

Wir unterstützen die Berliner Erklärung der Open-Access-Bewegung und fordern
die Zugänglichmachung des wissenschaftlichen und kulturellen Erbes der Mensch-
heit über das Internet nach dem Prinzip des Open Access. Wir sehen es als Aufgabe
des Staates an, dieses Prinzip an den von ihm �nanzierten und geförderten Ein-
richtungen durchzusetzen.

Open Access in der ö�entlichen Verwaltung

Wir fordern die Einbeziehung von Software und anderen digitalen Gütern, die
mit ö�entlichen Mitteln produziert wird, in das Open-Access-Konzept. Werke, die
von oder im Auftrag von staatlichen Stellen erstellt wird, soll der Ö�entlichkeit
zur freien Verwendung zur Verfügung gestellt werden. Der Quelltext von Software
muss dabei Teil der Verö�entlichung sein.

Dies ist nicht nur zum direkten Nutzen der Ö�entlichkeit, sondern auch die staat-
lichen Stellen können im Gegenzug von Verbesserungen durch die Ö�entlichkeit
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pro�tieren (Open-Source-Prinzip/Freie Software). Weiterhin wird die Nachhaltig-
keit der ö�entlich eingesetzten IT-Infrastruktur verbessert und die Abhängigkeit
von Softwareanbietern verringert.

Infrastrukturmonopole

Kommunikation ist die elementare Grundlage der menschlichen Gesellschaft. Die
europäische Geschichte ist seit der Aufklärung eng mit dem Kampf um die Freiheit
der Kommunikation verknüpft. Mangelnde Kommunikationsmöglichkeiten begüns-
tigen totalitäre Systeme, wohin gegen vielfältige Kommunikationsmöglichkeiten die
Wirtschaft, den Wohlstand, die Bildung und die Freiheitlichkeit be�ügeln. Freie
Kommunikation ist die Grundlage jeder funktionierenden Demokratie, sie ist ein
Grundrecht. Der freie Informations�uss ist für eine freiheitliche Informationsge-
sellschaft von essentieller Bedeutung. Die weltweite Vernetzung kann nicht nur
als ein Nebenprodukt der Globalisierung betrachtet werden. Die modernen Kom-
munikationsnetze halten durch den technischen Fortschritt in jedem Bereich der
menschlichen Gesellschaft Einzug. Die Verständigung des neuen Jahrtausends ist
geprägt von Telekommunikation, die unser Leben fast gänzlich durchdrungen hat.
Als Werkzeug kann sie das Potential der Gesellschaft vervielfachen. Soziale Net-
ze können mit ihrer Hilfe sowohl weitreichender als auch engmaschiger gestaltet
werden. Die Weiterentwicklung der Technik reduziert die Kommunikationskosten
unentwegt.

Monopole

Künstlich gescha�ene Monopole auf Kommunikationswege verhindern diesen tech-
nischen Fortschritt. Die Marktbeherrschenden müssen, unter dem Zwang stetiger
Pro�tvermehrung, eine veraltete Infrastruktur vor Weiterentwicklung verteidigen
und drohen, neue Technologien nur unter dem Schutz neuer Monopole einzufüh-
ren. Weder dürfen neue Monopole gewährt, noch alte aufrechterhalten werden.
Niemand darf durch ein Kommunikationsmonopol diskriminiert werden. Die Pira-
tenpartei sieht sich daher in der Verantwortung die freie Konnektivität zu schützen
und Dezentralisierung zu bewirken, insbesondere durch Förderung von nichtkom-
merziellen Projekten, die in diesem Sinne agieren.

Das elektromagnetische Spektrum

Das elektromagnetische Spektrum muss einer breiten, zivilen, demokratischen Nut-
zung zur Verfügung stehen. Die für alle gleich verfügbare Möglichkeit der breitban-
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digen Kommunikation, sowie die Summe des individuellen Nutzens müssen dabei
anstatt des Geldes Entscheidungskriterium sein.

Dies bedingt das kontinuierliche, an den technischen Wandel angepasste Schaf-
fen freier verfügbarer Frequenzbereiche, die gegenüber Zugangsbeschränkten nicht
benachteiligt werden dürfen. Die Vergabe von Frequenzen muss der Vielfalt tech-
nischer Nutzungsformen, sowie den unterschiedlichen Gröÿen, Möglichkeiten und
lokalen Verbreitungen, der am Frequenzspektrum interessierten Institutionen ent-
sprechen. Frequenzen dürfen nur unter der Bedingung gesellschaftlicher und tech-
nischer Nachhaltigkeit reserviert werden. Die internationale Kooperation in der
Verwaltung des elektromagnetischen Spektrums ist zu beachten, unterstützen und
im Sinne dieses Programms weiter zu entwickeln.

Inhalts�lterung

Die Kontrolle der kommunizierten Information zerstört die Grundlagen einer funk-
tionierenden Demokratie. Die Infrastruktur der Telekommunikation muss deshalb
neutral gegenüber den transportieren Inhalten operieren. Jedwede Zensurbestre-
bungen sind zu verhindern, der Möglichkeit der Installation von Filtern muss aktiv
vorgegri�en werden. Die Freiheit der Kommunikation darf durch die Bundesrepu-
blik Deutschland auch auÿerhalb ihres Territoriums nicht unterminiert werden:
Zensurbestrebungen fremder Staaten dürfen in keiner Form unterstützt werden.
Initiativen � politischer wie technischer Natur � zur Untergrabung von Filtersys-
temen sind im Rahmen auÿenpolitischer Möglichkeiten zu unterstützen.

Bildung

Bildung in einer freiheitlich-demokratischen Gesellschaft

Jeder Mensch hat das Recht auf freien Zugang zu Information und Bildung. Dies
ist in einer freiheitlich-demokratischen Gesellschaft essentiell, um jedem Menschen,
unabhängig von seiner sozialen Herkunft, ein gröÿtmögliches Maÿ an gesellschaftli-
cher Teilhabe zu ermöglichen. Mit diesem Ziel ist das Hauptanliegen institutionel-
ler Bildung die Unterstützung bei der Entwicklung zur mündigen, kritischen und
sozialen Person.

Der freie Zugang zu Information und Bildung ist jedoch nicht nur im Hinblick
auf die gesellschaftliche Entwicklung notwendig, sondern auch im Hinblick auf die
wirtschaftliche Entwicklung unserer Gesellschaft. Bildung ist eine der wichtigsten
Ressourcen der deutschen Volkswirtschaft, da nur durch den Erhalt, die Weitergabe
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und die Vermehrung von Wissen Fortschritt und gesellschaftlicher Wohlstand auf
Dauer gesichert werden können.

Investitionen in Bildung sind Investitionen in die Zukunft.

Die ö�entliche Bildungsinfrastruktur

Der freie Zugang zu Bildungseinrichtungen ist im Interesse aller. Deshalb ist es
Aufgabe der gesamten Gesellschaft, in Form des Staates, eine leistungsfähige und
ihrem Zwecke angemessene Bildungsinfrastruktur zu �nanzieren und frei zur Verfü-
gung zu stellen. Private Finanzierung ö�entlicher Bildungseinrichtungen ist grund-
sätzlich zu begrüÿen, solange sie keinen Ein�uss auf die bestehenden Lehrinhalte
hat.

Bildungsgebühren jeglicher Art schränken den Zugang zu Bildung ein und sind des-
halb kategorisch abzulehnen. Aus diesem Grund ist auch die Lehrmittelfreiheit zu
befürworten. Diese ist am besten dadurch herzustellen, dass die Verwendung und
das Scha�en von freien Werken zur Vermittlung von Wissen unterstützt und aus-
gebaut wird. Diese freien Werke sind nicht nur kostenfrei im Unterricht einsetzbar,
sondern ermöglichen dazu dem Lehrenden ohne rechtliche Hürden die Lernmittel
auf seinen Unterricht anzupassen.

Trotz des staatlichen Bildungsauftrages soll die Erziehung in Bildungseinrichtun-
gen die Erziehung durch die Eltern nicht ersetzen. Zur umfassenden Bildung ge-
hört, dass sich beide Formen der Erziehung gegenseitig ergänzen und fördern.

Bildung als individueller Prozess

Jeder Mensch ist ein Individuum mit persönlichen Neigungen, Stärken und Schwä-
chen. Institutionelle Bildung soll daher den Einzelnen unterstützen seine Bega-
bungen zu entfalten, Schwächen abzubauen und neue Interessen und Fähigkeiten
zu entdecken. Neben starren Lehr- und Stundenplänen, werden vor allem einige
Formen der Leistungsbewertung diesen Forderungen nicht gerecht. Insbesondere
die Bewertung von Verhalten nach einem vorgegebenen Normenraster z.B. bei den
sogenannten Kopfnoten lehnen wir ab.

Die Bildungsinhalte haben auf fundierten und belegbaren Erkenntnissen zu basie-
ren und müssen von einem möglichst neutralen Standpunkt aus vermittelt wer-
den. Dies beinhaltet vor allem eine sachliche Darstellung, die Ausgewogenheit der
Standpunkte und eine kritische Quellenbewertung.
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Demokratisierung der Bildungseinrichtungen

Die Bildungseinrichtungen sind für die dortigen Schüler und Studenten ein prägen-
der und umfassender Bestandteil ihres Lebens. Sie sind deswegen als Lebensraum
der Lernenden zu begreifen, dessen Gestaltung und Nutzung ihnen stets o�en ste-
hen muss. Eine demokratische Organisation der Bildungseinrichtungen soll den
Lernenden, genau wie den anderen Interessengruppen der Bildungseinrichtungen,
eine angemessene Ein�ussnahme ermöglichen. Auf diese Weise werden demokra-
tische Werte vermittelt und vorgelebt, die Akzeptanz der Entscheidungen erhöht,
sowie das Gemeinschaftsgefühl innerhalb der Bildungseinrichtungen gestärkt.
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3 Geschäftsordnung des Vorstandes der

Piratenpartei Deutschland

Vorstandssitzungen

Einladung zu Vorstandssitzungen

Zu Vorstandssitzungen per Telefon oder Internet wird in der Regel mit einer Frist
von 2 Tagen per E-Mail eingeladen. Sobald ein Termin feststeht, wird er zusam-
men mit einer vorläu�gen Tagesordnung verö�entlicht, damit Eingaben zu den
behandelten Themen möglich sind. Die endgültige Tagesordnung wird spätestens
vor Beginn der Sitzung aufgestellt. Die physischen Vorstandssitzungen nach � 9a
(4) bleiben davon unberührt.

Anträge zu einer Vorstandssitzung

Anträge zu einer Vorstandssitzung des Bundesvorstandes können an den Bundes-
vorstand gerichtet werden und werden möglichst auf der nächsten Sitzung behan-
delt.

Jeder �echte� Antrag benötigt einen Antragsteller (keine Nicknames), und einen
vollständigen, endgültigen Antragstext (keine Links, auch nicht zu anderen Wiki-
seiten). Der Antrag ist per Mail an vorstand@piratenpartei.de zu richten oder auf
der dafür vorgesehenen Wiki-Seite einzutragen.

Generell ist es besser, seinen Antrag zunächst als Anregung zu formulieren, ins-
besondere, wenn man noch mit keinem Vorstandsmitglied oder sonst Zuständigen
darüber gesprochen hat.

Antragsberechtigt sind:

1. die Vorstandsmitglieder der Gebietsverbände der Piratenpartei.

2. der Geschäftsstellenleiter der PIRATEN.

3. Piraten, an deren Wohnsitz kein Landesverband der PIRATEN existiert.

4. Die Vorstandsmitglieder
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Ö�entlichkeit und deren Ausschluss

Piraten können der Sitzung des Bundesvorstandes beiwohnen. Ein Mitsprache-
recht haben sie nur durch Au�orderung eines Vorstandsmitgliedes. Auf Wunsch
eines Vorstandsmitgliedes oder antragsberechtigten Beisitzers erfordert die Teil-
nahme an der Sitzung die Unterzeichnung einer Verschwiegenheitserklärung. Auf
Antrag einer Mehrheit der anwesenden Vorstandsmitglieder kann ein Teil der Sit-
zung nichtö�entlich abgehalten werden. Der Antrag ist zu begründen.

Gäste, die die Vorstandssitzung stören, können aus der Vorstandssitzung ausge-
schlossen werden.

Leitung der Vorstandssitzungen

Der Vorstand bestimmt zu Beginn einer jeden Sitzung den Sitzungsleiter.

Abstimmungen

Stimmberechtigt sind nur Mitglieder des Bundesvorstandes. Falls keine anderen
Regeln Vorrang haben, gilt die einfache Mehrheit der Vorstandsmitglieder.

Protokollführung

Über den Verlauf der Vorstandssitzungen wird ein Protokoll angefertigt. Das Proto-
koll muÿ Anträge, Beschlüsse, Abstimmungsgebnisse, Stellungnahmen sowie Schwer-
punkte des Sitzungsverlaufes enthalten.

Zu Beginn der Sitzung wird aus den Anwesenden ein Protokollant bestimmt.

Das Protokoll wird den Sitzungsteilnehmern vor Verö�entlichung zur Durchsicht
zugestellt. Das Protokoll ist von einem hierfür bestimmten Vorstandsmitglied (ggf.
elektronisch) zu unterzeichnen. Das Protokoll ist bis spätestens zur nächsten Vor-
standssitzung zu verö�entlichen. Kopien der Protokolldokumente sind in der Ge-
schäftsstelle vorzuhalten.

Verwaltung der Mitgliederdaten und deren Zugri� und

Sicherung

Die Mitgliederdaten der Piraten werden in einer zentralen Datenbank gep�egt.
Diese wird vom Bundesvorstand verwaltet.
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Zugri�srecht auf die Mitgliederdaten haben alle Mitglieder des Bundesvorstands.
Mitglieder von Gebietsvorständen haben Zugri� auf die Daten der zu ihrem Gebiet
zugehörigen Mitglieder gemäÿ deren eigener Geschäftsordnung.

Der Vorstand kann per Beschluss weiteren Piraten Zugri� auf die Mitgliederdaten
gewähren. Dieser Zugri� ist an die Abgabe einer Datenschutzerklärung gebunden
und kann auf ausgewählte Daten beschränkt werden.

Jeder Zugri�sberichtigte ist dazu verp�ichtet seine Zugangsdaten und die Mitglie-
derdaten nach bestem Wissen und Gewissen zu schützen. Dies umfasst insbeson-
dere, dass entsprechende Dateien nicht unverschlüsselt gespeichert werden dürfen.
Nicht mehr benötigte Daten sind unverzüglich vollständig zu löschen.

Eine Weitergabe von Mitgliederdaten an nicht Zugri�sberechtigte ist untersagt.

Aufgabenverteilung

• Vertretung der Partei nach auÿen: Vorsitzender, Stellvertretender Vorsitzen-
der

• Einberufung der Vorstandssitzungen: Vorsitzender, Stellvertretender Vorsit-
zender

• Führung der laufenden Geschäfte incl.Mitgliederverwaltung: Generalsekretär,
Stellvertretender Vorsitzender

• Verwaltung der Kontakte der Landesverbände und nachgeordneter Gebiets-
verbände: Generalsekretär

• Bestellung des Leiters der Bundesgeschäftsstelle, Aufsicht über die Bundes-
geschäftsstelle: Generalsekretär, Stellvertretender Vorsitzender

• Finanzplanung, Buchführung, Controlling, Steuerberater,Zuschüsse: Schatz-
meister

• Laufende Meldungen Finanzamt und andere Behörden und Träger: Schatz-
meister

• Spendenwesen: Politischer Geschäftsführer

• Ö�entlichkeitsarbeit (excl. Pressearbeit): Medienpirat

• Pressearbeit: Politischer Geschäftsführer

• Entwicklung politischer Aktivitäten, Strategien und Konzeption: Politischer
Geschäftsführer

• Technische Infrastruktur, Koordination & Gesamtverantwortung: Technikpi-
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rat, Generalsekretär

• Einberufung und Leitung der Vorstandssitzungen: Vorstandsmitglied, be-
nannt durch die Vorstandssitzungen

• Planung des Jahresprogramms des Vorstands: Vorstand (mehrheitlich)

• Einberufung der Mitgliederversammlung: Vorstand (mehrheitlich)

• Protokolle, Jahresberichte, Dokumentation: Vorstandsmitglied, benannt durch
die Vorstandssitzungen

Form und Umfang des Tätigkeitsberichts

Jedes Mitglied des Vorstands fertig über seine Tätigkeiten für die Partei während
seiner Amtszeit einen Tätigkeitsbericht an. Dieser ist in Textform zu erfolgen.

Inkrafttreten und sonstige Regelungen

Diese Geschäftsordnung wurde am 13.8.2009 in dieser Form in Kraft gesetzt.
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4 Wichtige Entscheidungen des

Bundesschiedsgerichts

Amtszeit des Vorstandes des Bundes, � 9a Abs. 3 S. 1

BSatzung

Dem Antrag, �dass die Amtszeit des [..] Bundesvorstandes [..] genau ein Jahr nach
seiner Wahl, endet, schlieÿt sich das Bundesschiedsgericht mehrheitlich an. Das
Bundesschiedsgericht vertritt die Au�assung, dass sowohl die Intention der Sat-
zung, wie auch die Bezüge des PartG auf das Vereinsrecht nach BGB eine groÿ-
zügigere Auslegung der Amtszeit des Vorstandes nicht zulassen. Auch wenn vom
Bundesvorstand eine Anwendbarkeit der �� 186 �. BGB bestritten wird, so ist
bis zu einer Neuregelung zumindest von einer orientierenden, im Zweifel recht-
mäÿigeren Wirkung auszugehen.� �Die Dauer der Amtszeit des Bundesvorstan-
des wurde mit 365 Tagen durch das Bundesschiedsgericht näher bestimmt.� (AZ:
Bundesschiedsgericht/2009-03-18, 1., 7.)

Zählung von Enthaltungen bei Satzungsänderungsanträgen,

� 12 Abs. 1 BSatzung

Es stellte sich die Frage, ob es zulässig ist, Enthaltungen bei der Berechnung der
Zweidrittelmehrheit nicht mitzuzählen. Das Schiedsgericht sah keine Veranlassung,
darüber zu be�nden, da es keine Auswirkung auf das Ergebnis der beanstandeten
Abstimmung gehabt hätte. Jedoch wurden die am Streit Beteiligten aufgefordert,
klarstellende Satzungsänderungsanträge einzureichen. �Bis zu einer entsprechen-
den Regelung sind in Protokollen Abstimmungsergebnisse so aufzuführen, dass
eine nachträgliche Bewertung möglich wird. Es sind demnach die Anzahl der Wahl-
berechtigten, die Ja-Stimmen, die Nein-Stimmen, wie auch die Enthaltungen im
Ergebnis festzuhalten.� (AZ: Bundesschiedsgericht/2008-05-18/1)
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5 Satzung des Landesverbandes

Mecklenburg-Vorpommern der Piratenpartei

Deutschland

beschlossen durch die Gründungsversammlung am 21. Juni 2009, geändert durch den auÿeror-

dentlichen Landesparteitag am 13. Dezember 2009 (Neufassung des � 18, Einfügung des � 20

Abs. 3, Ergänzung und Änderung der �� 10 Abs. 4, 11 Abs. 2 S. 1, 2 und 5 und 14 Abs. 1).

� 1 Name, Sitz und Tätigkeitsgebiet.

(1) 1Der Landesverband Mecklenburg-Vorpommern der Piratenpartei Deutschland
ist ein untergeordneter Gebietsverband auf Landesebene gemäÿ der Satzung der
Piratenpartei Deutschland (Bundessatzung). 2Er ist grundsätzlich als nicht rechts-
fähiger Verein im Sinne des � 54 BGB organisiert.

(2) 1Der Landesverband Mecklenburg-Vorpommern der Piratenpartei Deutschland
führt einen Namen und eine Kurzbezeichnung. 2Der Name lautet: Piratenpartei
Deutschland Landesverband Mecklenburg-Vorpommern. 3Die o�zielle Abkürzung
des Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern der Piratenpartei Deutschland
lautet: PIRATEN.

(3) 1Der Sitz des Landesverbandes wird durch die Geschäftsordnung des Vorstan-
des bestimmt. 2Dort be�ndet sich auch die Landesgeschäftsstelle. 3Untergeordnete
Gliederungen des Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern der Piratenpartei
Deutschland führen den Namen Piratenpartei Deutschland verbunden mit ihrer
Organisationsstellung und dem Namen der Gliederung.

(4) Der Landesverband Mecklenburg-Vorpommern der Piratenpartei Deutschland
betätigt sich im Land Mecklenburg-Vorpommern.

(5) Die im Landesverband Mecklenburg-Vorpommern der Piratenpartei Deutsch-
land organisierten Mitglieder werden geschlechtsneutral als Piraten bezeichnet.

� 2 Mitgliedschaft.

(1) Mitglied des Landesverbandes ist jedes Mitglied der Piratenpartei Deutschland
mit angezeigtem Wohnsitz in Mecklenburg-Vorpommern.
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(2) Der Landesverband und jede niedere Gliederung führt ein Piratenverzeichnis
auf entsprechender Ebene.

� 3 Erwerb der Mitgliedschaft.

(1) Der Erwerb der Mitgliedschaft der Piratenpartei Deutschland wird durch die
Bundessatzung geregelt.

(2) Jegliche Ã�nderung am Bestand der Mitgliedsdaten muss allen übergeordneten
Gliederungen mitgeteilt werden.

� 4 Rechte und P�ichten der Piraten.

1Um eine Gleichbehandlung aller Piraten im Landesverband zu gewährleisten, wer-
den die Rechte und P�ichten der Piraten des Landesverbandes allein durch die
Bundessatzung geregelt. 2Eine hiervon abweichende Regelung durch niedere Glie-
derungen ist unzulässig.

� 5 Beendigung der Mitgliedschaft.

(1) Die Beendigung der Mitgliedschaft ist der niedrigsten Gliederung anzuzeigen.

(2) Die Beendigung der Mitgliedschaft in der Piratenpartei Deutschland wird durch
die Bundessatzung geregelt.

(3) Die Beendigung der Mitgliedschaft im Landesverband erfolgt durch Wechsel des
Wohnsitzes in ein anderes Bundesland oder durch Beendigung der Mitgliedschaft
in der Piratenpartei Deutschland.

� 6 Ordnungsmaÿnahmen.

Die Regelungen zu den Ordnungsmaÿnahmen, die in der Bundessatzung getro�en
werden, gelten entsprechend auch auf Landesebene.

� 7 Gliederung.

(1) 1Der Landesverband Piraten Mecklenburg-Vorpommern gliedert sich in Orts-
und Kreisverbände mit jeweils mindestens drei Mitgliedern. 2Die Mitgliedschaft
in einem Orts- und Kreisverband orientiert sich am Wohnsitz des Piraten, bei
mehreren Wohnsitzen nach dem Wunsch des Piraten.
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(2) Orts- und Kreisverbände haben das Recht zur Selbstverwaltung im Rahmen
dieser Satzung und der Bundessatzung.

(3) Der räumliche Tätigkeitsbereich der Orts- und Kreisverbände soll sich an den
politischen Gliederungen der Gemeinden, Gemeindeverbänden, Landkreisen und
kreisfreien Städten orientieren.

� 8 Bundespartei und Landesverbände.

Der Landesverband verp�ichtet sich, den Regelungen der Bundessatzung bezüglich
des Verhältnisses von Bundespartei und Landesverbänden Folge zu leisten und
seine Untergliederungen zu ebensolchem Verhalten anzuhalten.

� 9 Organe des Landesverbands.

Organe sind der Vorstand, der Landesparteitag, das Landesschiedsgericht und die
Gründungsversammlung.

� 10 Vorstand.

(1) 1Dem Vorstand gehören mindestens drei Piraten an: ein Vorsitzender, ein stell-
vertretender Vorsitzender und ein Schatzmeister. 2Des Weiteren können bis zu
sechs Beisitzer gewählt werden, die die ihnen übertragenen Aufgaben wahrneh-
men. 3Die Mitglieder des Vorstandes haben gleiches Stimmrecht. 4Beschlüsse wer-
den mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 5Bei Stimmengleichheit
ist die Stimme des Vorsitzenden maÿgebend.

(2) Der Vorstand ist beschluss- und handlungsfähig, wenn die Hälfte, mindestens
jedoch drei seiner Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder sein Stellvertreter,
zusammentreten.

(3) 1Der Vorstand vertritt den Landesverband nach innen und auÿen. 2Er führt
die Geschäfte auf Grundlage der Beschlüsse der Parteiorgane.

(4) Die Mitglieder des Vorstandes werden vom ordentlichen Landesparteitag bis
zum nächsten ordentlichen Landesparteitag gewählt.

(5) 1Der Vorstand tritt in seiner Amtsperiode mindestens zwei Mal zusammen. 2Er
wird vom Vorsitzenden oder bei dessen Verhinderung von einem seiner Stellver-
treter schriftlich mit einer Frist von zwei Wochen unter Angabe der Tagesordnung
und des Tagungsortes einberufen. 3Bei auÿerordentlichen Anlässen kann die Ein-
berufung auch kurzfristiger erfolgen.
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(6) Auf Antrag eines Zehntels der Piraten kann der Vorstand zum Zusammentritt
aufgefordert und mit aktuellen Fragestellungen befasst werden.

(7) Der Vorstand beschlieÿt über alle organisatorischen und politischen Fragen im
Sinne der Beschlüsse des Landesparteitages und der Gründungsversammlung.

(8) 1Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung und verö�entlicht diese ange-
messen. 2Sie umfasst unter anderem Regelungen zu:

1. Verwaltung der Mitgliedsdaten und deren Zugri� und Sicherung,

2. Aufgaben und Kompetenzen der Vorstandsmitglieder,

3. Dokumentation der Sitzungen,

4. virtuellen oder fernmündlichen Vorstandssitzungen,

5. Form und Umfang des Tätigkeitsberichts und

6. Beurkundung von Beschlüssen des Vorstandes.

(9) Die Führung der Landesgeschäftsstelle wird durch den Vorstand beauftragt
und beaufsichtigt.

(10) 1Der Vorstand liefert zum Landesparteitag einen schriftlichen Tätigkeitsbe-
richt ab. 2Dieser umfasst alle Tätigkeitsgebiete der Vorstandsmitglieder, wobei
diese in Eigenverantwortung des Einzelnen erstellt werden. 3Wird der Vorstand
insgesamt oder ein Vorstandsmitglied nicht entlastet, so kann der Landesparteitag
oder der neue Vorstand Ansprüche gegen ihn geltend machen. 4Tritt ein Vorstands-
mitglied zurück, hat dieser unverzüglich einen Tätigkeitsbericht zu erstellen und
dem Vorstand zuzuleiten.

(11) 1Tritt ein Vorstandsmitglied zurück oder kann dieses seinen Aufgaben nicht
mehr nachkommen, so geht seine Kompetenz wenn möglich auf ein anderes Vor-
standsmitglied über. 2Der Vorstand gilt als nicht handlungsfähig, wenn

1. mindestens zwei Vorstandsmitglieder zurückgetreten sind oder

2. mindestens zwei Vorstandsmitglieder ihren Aufgaben nicht mehr nachkom-
men können oder

3. wenn der Posten des Vorsitzenden unbesetzt ist.
3In den Fällen der Nummern 1 und 2 ist vom restlichen Vorstand eine kommissa-
rische Vertretung zu benennen. 4Im Fall der Nummer 3 übernimmt der stellver-
tretende Vorsitzende die Aufgaben des Vorsitzenden und benennt einen geeigne-
ten Piraten zum stellvertetenden Vorsitzenden. 5In jedem Fall ist unverzüglich
ein auÿerordentlicher Landesparteitag einzuberufen, um einen neuen Vorstand zu
wählen.
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(12) Erklärt der Vorstand sich selbst für handlungsunfähig, tritt er geschlossen
zurück oder kann seinen Aufgaben nicht mehr nachkommen, so führt der dienst-
älteste Vorstand der nächst niederen Gliederung kommissarisch die Geschäfte, bis
ein von ihm einberufener auÿerordentlicher Landesparteitag schnellstmöglich statt-
gefunden und einen neuen Vorstand gewählt hat.

� 11 Landesparteitag.

(1) 1Der Landesparteitag ist das oberste Organ des Landesverbandes Mecklen-
burg-Vorpommern. 2Er beschlieÿt die Richtlinien und Ausrichtung der Arbeit der
Piraten Mecklenburg-Vorpommern, die der Vorstand umzusetzen hat. 3Er ist die
Mitgliederversammlung auf Landesebene. 4Beschlüsse werden mit der Mehrheit
der abgegebenen Stimmen gefasst.

(2) 1Der Landesparteitag tagt spätestens dreizehn Monate nach dem letzten or-
dentlichen Landesparteitag. 2Die Einberufung eines auÿerordentlichen Landespar-
teitages erfolgt auf Grund eines Vorstandsbeschlusses oder wenn ein Zehntel der
Piraten es beantragen. 3Der Vorstand lädt jedes Mitglied in Textform (E-Mail,
Brief oder Fax) mindestens vier Wochen vorher ein. 4Die Einladung hat Anga-
ben zum Tagungsort, Tagungsbeginn, vorläu�ger Tagesordnung und der Angabe
zu enthalten, wo weitere, aktuelle Verö�entlichungen gemacht werden. 5Spätestens
eine Woche vor dem Landesparteitag sind die Tagesordnung in aktueller Fassung,
die geplante Tagungsdauer und alle bis dahin dem Vorstand eingereichten Anträge
im Wortlaut zu verö�entlichen.

(3) 1Ist der Vorstand handlungsunfähig, kann ein auÿerordentlicher Landespartei-
tag einberufen werden. 2Dies geschieht schriftlich mit einer Frist von zwei Wochen
unter Angabe der Tagesordnung und des Tagungsortes. 3Er dient ausschlieÿlich
der Wahl eines neuen Vorstandes.

(4) Der Landesparteitag nimmt den Tätigkeitsbericht des Vorstandes entgegen und
entscheidet daraufhin über seine Entlastung.

(5) 1Über den Landesparteitag, die Beschlüsse und Wahlen wird ein Ergebnispro-
tokoll gefertigt, das von der Protokollführung, der Versammlungsleitung und dem
neu gewählten Vorsitzenden oder dem stellvertretenden Vorsitzenden unterschrie-
ben wird. 2Das Wahlprotokoll wird durch den Wahlleiter und mindestens zwei
Wahlhelfer unterschrieben und dem Protokoll beigefügt.

(6) 1Der Landesparteitag wählt mindestens zwei Rechnungsprüfer, die den �nan-
ziellen Teil des Tätigkeitsberichtes des Vorstandes vor der Beschlussfassung über
ihn prüfen. 2Das Ergebnis der Prüfung wird dem Landesparteitag verkündet und
zu Protokoll genommen. 3Danach sind die Rechnungsprüfer aus ihrer Funktion zu
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entlassen.

� 12 Landesschiedsgericht.

(1) 1Das Landesschiedsgericht besteht aus einem Vorsitzenden Richter und zwei
Richtern, die Piraten sind. 2Sie sollen durch einen Ersatzrichter, der ebenfalls Pirat
ist, ergänzt werden.

(2) Auf Beschluss des Landesparteitages kann die Anzahl der Richter erhöht wer-
den.

(3) Im Übrigen gilt die Schiedsgerichtsordnung der Bundessatzung.

� 13 Ö�entlichkeit.

(1) 1Der Landesparteitag, der Vorstand und die Gründungsversammlung tagen
ö�entlich. 2Auf Antrag eines Zehntels der anwesenden Piraten kann die Ö�ent-
lichkeit mit Zweidrittelmehrheit ausgeschlossen werden. 3Über den Antrag wird in
nichtö�entlicher Sitzung entschieden.

(2) Personen der Ö�entlichkeit (Gäste) kann Antrags- und Rederecht erteilt wer-
den.

� 14 Bewerberaufstellung für die Wahlen zu Volksvertretungen.

(1) Die Bewerberaufstellung für die Wahlen zu Volksvertretungen erfolgt nach den
Regularien der einschlägigen Gesetze, den Vorgaben der Bundessatzung und den
Bestimmungen der nach � 18 zu erlassenden Wahlordnung.

(2) 1Die Aufstellung kann sowohl als Mitgliederversammlung des zuständigen Stimm-
oder Wahlkreises als auch im Rahmen einer anderen Mitgliederversammlung statt-
�nden, sofern gewährleistet wird, dass alle Stimmberechtigten in angemessener Zeit
und Form eingeladen wurden und nur die Stimmberechtigten an der Wahl teilneh-
men. 2Die Einladung muss dabei explizit auf die Bewerberaufstellung hinweisen.

� 15 Satzungs- und Programmänderung.

(1) 1Änderungen der Landessatzung können von einem Landesparteitag mit ei-
ner Zweidrittelmehrheit der anwesenden Piraten beschlossen werden. 2Besteht das
dringende Erfordernis einer Satzungsänderung zwischen zwei Landesparteitagen,
so kann die Satzung auch geändert werden, wenn mindestens zwei Drittel der Pira-
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ten sich mit dem Antrag oder den Anträgen auf Änderung schriftlich einverstanden
erklären.

(2) Über einen Antrag auf Satzungsänderung auf einem Landesparteitag kann nur
abgestimmt werden, wenn er mindestens zwei Wochen vor Beginn des Landespar-
teitages beim Vorstand eingegangen ist.

(3) 1Der Vorstand ist ermächtigt, abweichend von Abs. 1 eine aus gesetzlichen
oder steuerlichen Gründen notwendig werdende redaktionelle Änderung der Sat-
zung vorzunehmen. 2Die Satzungsänderung muss vom Gesamtvorstand einstimmig
beschlossen werden. 3Die Piraten des Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern
sind hierüber am Tag der Änderung fernschriftlich zu informieren.

(4) 1Der Vorstand legt eine nach Abs. 3 erfolgte Satzungsänderung dem nächsten
Landesparteitag zur Bestätigung vor. 2Für die Bestätigung gilt Abs. 1 entspre-
chend.

(5) 1Das Grundsatzprogramm der Piratenpartei Deutschland wird vom Landes-
verband übernommen. 2Ein eigenes Wahlprogramm basierend auf den Werten des
Grundsatzprogrammes kann auf Landesebene für Kommunal- und Landtagswahlen
bei Bedarf vom Landesparteitag verabschiedet werden.

� 16 Au�ösung und Verschmelzung.

Die Au�ösung oder Verschmelzung regelt die Bundessatzung.

� 17 Parteiämter.

Die Regelung der Bundessatzung zu den Parteiämtern �ndet Anwendung.

� 18 Wahlordnung.

Der Landesparteitag regelt das Verfahren von Wahlen und Abstimmungen in einer
Wahlordnung.

� 19 Finanzordnung.

Die Finanzordnung der Bundessatzung �ndet entsprechende Anwendung.



5 Satzung LV MV 45

� 20 Schlussbestimmungen.

(1) Diese Satzung tritt mit Verabschiedung durch die Gründungsversammlung in
Kraft.

(2) 1Die Gründungsversammlung tagt nur am 21. Juni 2009, um den Landesver-
band Mecklenburg-Vorpommern zu gründen. 2Sie übernimmt gleichzeitig die Auf-
gabe eines ordentlichen Landesparteitags und wählt den ersten Vorstand und das
erste Landesschiedsgericht entsprechend dieser Satzung. 3� 18 Abs. 2 S. 2 �ndet

keine Anwendung.∗

(3) Die Gründungsversammlung gilt als der erste ordentliche Landesparteitag, auf
den der am 13. Dezember 2009 geänderte � 11 Abs. 2 S. 1 Anwendung �ndet.

∗Dieser Satz bezieht sich auf die Satzung vom 21. Juni 2009. Die entsprechende Regelung �n-
det sich nun in � 7 Abs. 2 S. 2 der Wahl- und Abstimmungsordnung, beschlossen durch den
Landesparteitag am 13. Dezember 2009.
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6 Geschäftsordnung des Vorstandes des

Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern

beschlossen durch den Vorstand am 1. September 2009.

Titel 1 � Der Landesverband

� 1 Sitz des Landesverbandes

Der Sitz des Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern der Piratenpartei Deutsch-
land (Landesverband) ist in Rostock.

Titel 2 � Vorstandssitzungen

� 2 Einberufung

(1) 1Der Vorstand tritt in seiner Amtsperiode mindestens zwei Mal zusammen. 2Er
wird vom Vorsitzenden oder bei dessen Verhinderung von einem seiner Stellver-
treter schriftlich mit einer Frist von zwei Wochen unter Angabe der Tagesordnung
und des Tagungsortes einberufen. 3Bei auÿerordentlichen Anlässen kann die Ein-
berufung auch kurzfristiger erfolgen.

(2) Schriftlich ist auch eine Einladung per E-Mail.

� 3 Handlungs- und Beschlussfähigkeit; Beschlüsse

(1) 1Der Vorstand ist handlungs- und beschlussfähig, wenn die Hälfte seiner Mit-
glieder zusammentritt. 2Jedoch müssen wenigstens drei Mitglieder des Vorstandes
zusammentreten. 3Die Beschlussfähigkeit ist vom Protokollführer festzustellen und
im Protokoll zu vermerken.

(2) 1Fragen, die einen Beschluss als Folge haben, sind so zu stellen, dass sie sich
mit �Ja� oder �Nein� beantworten lassen. 2Solange nichts anderes bestimmt ist
oder beschlossen wird, beschlieÿt der Vorstand mit der Mehrheit der abgegebenen
Stimmen. 3Änderungen der Satzung des Landesverbandes nach � 15 Abs. 3 der
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Satzung des Landesverbandes bedürfen der Zustimmung von zwei Dritteln der
Mitglieder des Vorstandes.

� 4 Dokumentation von Vorstandssitzungen

(1) 1Vorstandssitzungen werden protokolliert. 2Sofern und solange kein Protokoll-
führer bestimmt wurde, übernimmt der stellvertretende Vorsitzende diese Aufgabe.
3Ist der stellvertretende Vorsitzende nicht anwesend, übernimmt ein Beisitzer die
Protokollführung.

(2) 1Das Protokoll enthält alle Anträge, Beschlüsse, Abstimmungs- und Wahler-
gebnisse, Stellungnahmen und Schwerpunkte des Sitzungsverlaufs. 2Es wird allen
Vorstandsmitgliedern vor Verö�entlichung zugeleitet und muss von diesen inner-
halb einer Woche bestätigt werden. 3Erfolgt kein Widerspruch, so gilt das Protokoll
als akzeptiert.

(3) 1Beschlüsse, Abstimmungs- und Wahlergebnisse werden gesondert protokol-
liert. 2Sie müssen von mindestens zwei anwesenden Mitgliedern des Vorstandes
unterzeichnet werden und werden innerhalb einer Woche verö�entlicht.

� 5 Antrags- und Rederecht; Behandlung von Anträgen

(1) 1Mitglieder des Vorstandes, Mitglieder des Landesverbandes und Mitglieder
des Bundesvorstandes der Piratenpartei Deutschland sind antrags- und redebe-
rechtigt. 2Gäste sind redeberechtigt; ihnen kann das Antragsrecht erteilt werden.
3Der Vorstand kann Mitgliedern des Landesverbandes, Mitgliedern des Bundesvor-
standes der Piratenpartei Deutschland und Gästen das Antrags- oder Rederecht
entziehen.

(2) Anträge sind unverzüglich auf der nächsten Vorstandssitzung zu behandeln.

� 6 Virtuelle und fernmündliche Vorstandssitzungen

(1) 1Virtuelle und fernmündliche Vorstandssitzungen sind statthaft, sollen aber
nur bei äuÿerster Dringlichkeit statt�nden. 2Sofern im Folgenden keine abweichen-
den Regelungen getro�en werden, sind die Vorschriften über Vorstandssitzungen
entsprechend anwendbar.

(2) 1Die Mitglieder des Vorstandes haben ihre Identität nachzuweisen. 2Solange
nicht jedes teilnehmende Vorstandsmitglied von der Identität der anderen Teilneh-
mer als Mitglied des Vorstandes überzeugt ist, ist der Vorstand nicht handlungs-
und beschlussfähig.
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(3) Die Protokolle sind bis zur nächsten regulären Vorstandssitzung vorläu�g gül-
tig, bis sie bestätigt werden.

Titel 3 � Aufgabenverteilung

� 7 Vorstand

1Der Vorstand vertritt den Landesverband nach auÿen. 2Er regelt die Tagesgeschäf-
te des Landesverbandes im Rahmen der Beschlüsse der Gründungsversammlung
und des Landesparteitages. 3Er bereitet Landesparteitage vor, koordiniert sie und
richtet sie aus.

� 8 Vorsitzender

1Der Vorsitzende vertritt den Vorstand. 2Er leitet den Landesverband mit Hilfe
des Vorstandes. 3Streitigkeiten innerhalb des Vorstandes werden vom Vorsitzenden
geschlichtet.

� 9 Stellvertretender Vorsitzender

Der stellvertretende Vorsitzende vertritt den Vorsitzenden während dessen Ab-
wesenheit oder wenn der Vorsitzende seine Aufgaben aus anderen Gründen nicht
wahrnehmen kann.

� 10 Schatzmeister

Der Schatzmeister ist verantwortlich für die Konto- und Buchführung und alle
sonstigen �nanziellen Angelegenheiten.

� 11 Beisitzer

1Die Beisitzer nehmen die ihnen vom Vorstand übertragenen Aufgaben wahr. 2Sie
entlasten den Vorsitzenden, stellvertretenden Vorsitzenden und Schatzmeister.

� 12 Verwaltung der Mitgliedsdaten

(1) 1Die Mitgliedsdaten sind gegen unbefugten Zugri� zu sichern. 2Sofern sie auf
informationstechnischen Systemen geführt werden, sind sie zu verschlüsseln.
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(2) Sofern und solange die Verwaltung der Mitgliedsdaten keinem anderen Vor-
standsmitglied übertragen wurde, übernimmt der Schatzmeister diese Aufgabe.

� 13 Verwaltung der Landesgeschäftsstelle

Der Vorstand beauftragt und beaufsichtigt die Führung der Landesgeschäftsstelle.

� 14 Form und Umfang von Tätigkeitsberichten

1Tätigkeitsberichte des Vorstandes bestehen aus den Tätigkeitsberichten der Mit-
glieder des Vorstandes. 2Die Mitglieder des Vorstandes erstellen ihre Tätigkeitsbe-
richte eigenverantwortlich über das ihnen übertragene Tätigkeitsgebiet.

Titel 4 � Schlussbestimmungen

� 15 Inkrafttreten; Verö�entlichung

(1) Diese Geschäftsordnung tritt am Tage nach ihrem Beschluss durch den Vor-
stand in Kraft.

(2) 1Sie ist angemessen innerhalb einer Woche nach dem Inkrafttreten zu veröf-
fentlichen. 2Dies gilt auch für Änderungen der Geschäftsordnung.
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7 Wahl- und Abstimmungsordnung des

Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern

beschlossen durch den Landesparteitag am 13. Dezember 2009.

Allgemeiner Teil.

� 1

(1) 1Diese Wahl- und Abstimmungsordnung gilt für alle Versammlungen der Pira-
ten in Mecklenburg-Vorpommern. 2Sie gilt, vorbehaltlich besonderer Bestimmun-
gen der Wahlgesetze, auch für Versammlungen zur Aufstellung von Kandidaten.

(2) Im Sinne dieser Ordnung ist:

1. Wahl: eine Entscheidung über Personalfragen;

2. Abstimmung: eine Entscheidung über Sachfragen;

3. Pirat: wer nach � 1 Absatz 5 der Satzung des Landesverbandes Pirat ist;

4. einfache Mehrheit: die Mehrheit der anwesenden Stimmen;

5. geheim: eine Wahl oder Abstimmung, bei der die Stimmen der stimmberech-
tigten Piraten diesen nicht zugeordnet werden können;

6. ö�entlich: eine Wahl oder Abstimmung, wenn sie für jedermann zugänglich
ist.

� 2

(1) Wahlen und Abstimmungen sind frei, gleich und allgemein und �nden ö�entlich
statt.

(2) Wahl- und abstimmungsberechtigt ist, wer dem beschlieÿenden Gremium als
stimmberechtigtes Mitglied angehört.

(3) 1Piraten können sich bei einer nicht geheimen Wahl oder Abstimmung vertre-
ten lassen. 2Sie benötigen dazu die Vollmacht des betre�enden stimmberechtigten
Piraten, die zu Beginn der Sitzung dem Wahl- oder Abstimmungsleiter vorgelegt
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werden muss.

� 3

(1) 1Werden Stimmzettel verwendet, müssen sie einheitlich sein. 2Bei geheimen
Wahlen und Abstimmungen müssen Stimmzettel verwendet werden.

(2) Ungültig sind Stimmzettel, die den Willen des wählenden Piraten nicht zwei-
felsfrei erkennen lassen.

� 4

(1) Wählen oder abstimmen können auch aus wichtigem Grunde abwesende, stimm-
berechtigte Piraten, wenn die Wahl oder Abstimmung in der Tagesordnung fest-
gelegt ist, sie rechtzeitig bekannt gemacht wurde und der Vorstand dies zugelassen
hat.

(2) Zulässig sind Möglichkeiten der Wahl oder Abstimmung, wenn dies über Wege
geschieht, die eine geheime Wahl oder Abstimmung ermöglichen und zulassen, und
der wählende oder abstimmende Pirat dabei seine Identität nachweisen kann, ohne
dass die Geheimheit der Wahl betro�en ist.

� 5

(1) 1Bei der Bestimmung des Ergebnisses werden nicht abgegebene Stimmen als
nicht anwesend gewertet, sofern nichts anderes bestimmt ist. 2Enthaltungen gelten
als nicht abgegebene Stimmen.

(2) Die Ergebnisse einer Wahl oder Abstimmung müssen so verö�entlicht werden,
dass alle für die Wahl oder Abstimmung stimmberechtigten Piraten sie einsehen
können.

� 6

(1) 1Jedem zu einer Wahl oder Abstimmung stimmberechtigten Pirat steht das
Recht zur Anfechtung der Wahl oder Abstimmung zu, wenn die Verletzung von
Bestimmungen der Satzung, des Parteiengesetzes, der Wahlgesetze, des Verfas-
sungsrechts oder eines anderen gültigen Gesetzes oder Beschlusses als möglich
erscheint. 2Sie ist bis zum 14. Tage nach der Wahl oder Abstimmung zulässig und
muss beim zuständigen Vorstand eingereicht werden.
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(2) Hält der Vorstand die Anfechtung für begründet, erklärt er die Wahl oder
Abstimmung für ungültig.

(3) Gegen die die Anfechtung versagende Entscheidung des Vorstandes ist die
Beschwerde beim Schiedsgericht zulässig.

Besonderer Teil.

Erster Abschnitt. Wahlen.

� 7

(1) Wahlen �nden geheim statt, soweit diese Wahl- und Abstimmungsordnung
nicht etwas anderes bestimmt.

(2) 1Wahlen können nur statt�nden, wenn sie in der Tagesordnung angekündigt
worden sind. 2Die Tagesordnung muss den stimmberechtigten Mitgliedern spä-
testens sieben Tage vor der Wahl in Textform zugehen. 3Bei Nominierungen zu
ö�entlichen Ämtern gelten die entsprechenden gesetzlichen Fristen.

� 8

(1) Die Kandidaten sollen gemeinsam in einem Wahldurchgang gewählt werden.

(2) 1Vor einer Vorstandswahl ist in einer Abstimmung zu beschlieÿen, wie viele
Mitglieder der Vorstand haben wird. 2Gibt es bei Vorstandswahlen für ein Amt nur
einen Kandidaten, �ndet � 13 entsprechende Anwendung mit der Maÿgabe, dass
Enthaltungen als abgegebene Stimmen gelten. 3Bewerben sich mehrere Kandidaten
um ein Amt, �ndet eine Mehrheitswahl statt, bei der Enthaltungen als abgegebene
Stimmen gelten. 4Gewählt ist, wer die einfache Mehrheit auf sich vereinigt.

(3) 1Direktkandidaten für Wahlen zum Europäischen Parlament, zum Bundes-
oder Landtag oder zu kommunalen Vertretungen werden entsprechend Absatz 2
gewählt. 2Listenkandidaten werden durch eine Akzeptanzwahl aufgestellt, die in
zwei Wahlgängen erfolgt. 3Im ersten Wahlgang werden so viele künftige Listen-
kandidaten gewählt, wie in einer vorhergehenden Abstimmung beschlossen wurde.
4Dieser Wahlgang entfällt, wenn sich weniger Kandidaten für die Liste bewerben,
als nach dem Beschluss aufgestellt werden können. 5Im zweiten Wahlgang wird die
Reihenfolge der Kandidaten festgelegt, indem jeder stimmberechtigte Pirat eine
um eins erhöhte der Kandidatenzahl entsprechende Stimmenzahl bekommt, die er
auf einen oder mehrere Kandidaten verteilen kann. 6Die Aufstellung der Listen-
kandidaten erfolgt nach absteigender Stimmenzahl.
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(4) Die Mitglieder des Landesschiedsgerichts werden entsprechend Absatz 3 Sätze
2 bis 6 mit der Maÿgabe gewählt, dass der Kandidat mit den meisten Stimmen
Vorsitzender des Landesschiedsgerichts, der Kandidat mit den wenigsten Stimmen
Ersatzrichter wird.

(5) 1Versammlungsleiter, Moderatoren, Wahlleiter, Protokollführer und andere zur
Wahl gestellte Personen werden entsprechend Absatz 2 gewählt. 2Solche Wahlen
�nden grundsätzlich nicht geheim statt.

� 9

1Gibt es bei einer Wahl durch Stimmengleichheit kein eindeutiges Ergebnis, ist für
diese Kandidaten eine Stichwahl durchzuführen. 2Führt diese ebenfalls zu keinem
Ergebnis, entscheidet das Los.

� 10

1Für Nachwahlen gelten die gleichen Bestimmungen wie für Wahlen. 2Die Wahl-
perioden bleiben davon unberührt.

Zweiter Abschnitt. Abstimmungen.

� 11

Soweit in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist, �nden die Vorschriften zu
den Wahlen entsprechende Anwendung.

� 12

1Abstimmungen �nden nicht geheim statt. 2Auf Antrag eines Zehntels der anwesen-
den, stimmberechtigten Piraten kann mit einfacher Mehrheit geheim abgestimmt
werden. 3Über den Antrag wird in geheimer Abstimmung entschieden.

� 13

(1) Abstimmungsfragen müssen so gestellt werden, dass sie mit Ja oder Nein be-
antwortet werden können.

(2) Die zur Abstimmung gestellte Frage ist positiv beschieden, wenn die Ja-Stimmen
die Nein-Stimmen überwiegen.

(3) Die Anzahl der abgegebenen Stimmen muss mindestens fünfzig von Hundert
der anwesenden Stimmen betragen.


